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Vorbemerkung

Spanien ist interessiert. Mit einem Ausbildungs-

system nach deutschem Vorbild will die  Regie-

rung gegen die hohe Jugendarbeitslosigkeit im 

Land vorgehen. Laut EUROSTAT verzeichnete 

Deutschland im Februar 2012 mit 8,2 Prozent   

die niedrigste Arbeitslosenquote bei den unter 

25-Jäh rigen in Europa. Die duale Ausbildung in 

Deutschland – ein Vorzeigemodell, zur Nachah-

mung empfohlen? Auch in Deutschland genießt 

die betriebliche Ausbildung hohe Akzeptanz. 

Mehr als 540.000 Jugendliche begannen 2011 

eine Ausbildung in einem der ca. 350 anerkann-

ten Ausbildungsberufe. Für die Wirtschaft bietet 

diese Form der Ausbildung erkennbare Vorzüge: 

Die Ausgebildeten verfügen sowohl über theo-

retisches Wissen, das ihnen in der Berufsschule 

 vermittelt wird, als auch über praktische Erfah-

rungen und sind demzufolge für die Unterneh-

men schnell produktiv einsetzbar.

Trotz hoher Wertschätzung der dualen Aus-

bildung im In- und Ausland sind Defi zite und 

 Reformbedarfe unabweisbar. So ist beispielsweise 

die Zahl der angebotenen Ausbildungsstellen von 

der Bereitschaft der Unternehmen abhängig, 

 Auszubildende einzustellen. Somit unterliegt das 

Ausbildungsplatzangebot erheblichen Schwan-

kungen. Dies hat in der Vergangenheit zum An-

wachsen eines umfangreichen Übergangsbereichs 

geführt, der zeitweilig sogar die Zahl der neuen 

betrieblichen Ausbildungsplätze übertraf. Kritike-

rinnen und Kritiker weisen außerdem da rauf hin, 

dass die Stärke der dualen Ausbildung – nämlich 

die vorrangige Ausrichtung an den Bedarfen der 

Wirtschaft und den vorhandenen Branchenstruk-

turen – sich zugleich als Schwäche entpuppen 

kann: Es besteht die Gefahr, dass die Ausbildung 

die Dynamik des wirtschaftlichen Wandels nicht 

ausreichend berücksichtigt und damit ökonomi-

sche Innovationen und strukturelle Veränderun-

gen hemmt. 

Die Expertise von Marius Busemeyer, Profes-

sor im Fachbereich Politik- und Verwaltungswis-

senschaft an der Universität Konstanz, zu Re-

formperspektiven der berufl ichen Bildung greift 

die Reformbedarfe der dualen Ausbildung auf 

und stellt sie in einen internationalen Kontext. 

Sein Befund: Obwohl das duale System in 

Deutschland für einfache Übergänge an der 

„zweiten Schwelle“ zwischen Ausbildung und Be-

schäftigung sorgt, besteht die Gefahr der dauer-

haften Exklusion von Jugendlichen, die bereits 

an der „ersten Schwelle“ – dem Übergang von der 

allgemein bildenden Schule in die Ausbildung – 

„aussortiert“ werden und nur sehr schwer oder 

gar keinen Zugang mehr zu einer qualifi zierten 

Ausbildung bekommen. Der Autor zeigt auf, dass 

Dänemark, das Ende der 1980er Jahre in ähnli-

cher Weise wie Deutschland mit dem Problem 

eines Mangels an Ausbildungsplätzen konfron-

tiert war, in den 1990er Jahren eine groß ange-

legte Berufsbildungsreform durchgeführt hat. In 

dem reformierten System durchlaufen zunächst 

alle Jugendlichen eine Phase der berufl ichen 

Grundbildung, die vollzeitschulisch organisiert 

ist. Auch die Niederlande haben in der Berufsbil-

dung einen schulischen und einen betrieblichen 

Zweig, deren Abschlüsse gleichwertig sind.

Vor dem Hintergrund positiver Erfahrun-

gen mit der Weiterentwicklung dualer Ausbil-

dungssysteme schlägt Marius Busemeyer vor, in 

Deutschland einen alternativen Zweig der Berufs-

bildung auszubauen, der Jugendlichen, die bei 
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der Suche nach einem betrieblichen Ausbildungs-

platz erfolglos geblieben sind, die Möglichkeit 

bietet, ihre Ausbildung bei einer Berufsschule 

oder einem außerbetrieblichen Träger abzuschlie-

ßen. Reformmodelle wie z. B.  „Hamburger Aus-

bildungsmodell“ setzen diesen Ansatz in der Pra-

xis um. Sie zeigen Wege auf, wie die soziale Inklu-

sion bildungsschwacher Jugendlicher im dualen 

System verbessert werden kann, ohne die Vorzü-

ge der dualen Ausbildung aufzugeben. 

Wir bedanken uns bei dem Autor für die Stu-

die, die auch Fragen der Umsetzung und der 

 Akteure im Ausbildungssystem refl ektiert. Im In-

teresse der Jugendlichen ist zu wünschen, dass 

seine Vorschläge zur Lösung des Inklusionspro-

blems von den verantwortlichen Akteuren aufge-

griffen werden. 

Ruth Brandherm

Leiterin des Gesprächskreises 

Arbeit und Qualifi zierung
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Kurzfassung / Executive Summary

Das deutsche Modell der dualen Ausbildung er-
freut sich als Reformmodell in letzter Zeit wieder 
neuer Beliebtheit. Im Unterschied zu südeuro-
päischen Ländern, aber auch einigen skandina-
vischen Staaten wie Schweden, ist das Niveau der 
Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland auch wäh-
rend der Wirtschaftskrise niedrig geblieben. Als 
Begründung wird auf die einfachen Übergänge 
von Jugendlichen aus der betrieblichen Ausbil-
dung in Beschäftigung verwiesen. Bildungssyste-
me mit einer dominanten vollzeitschulischen 
Komponente (Schweden, Finn land) oder einem 
schwach ausgebauten Berufs bildungswesen (USA, 
Irland, Südeuropa) sind hingegen mit einer ho-
hen Jugendarbeitslosigkeit konfrontiert.

Die innerdeutsche Debatte zur Reform der 
berufl ichen Bildung trübt den positiven Eindruck, 
der sich aus dem internationalen Vergleich ergibt, 
hingegen ein. Hier wird insbesondere auf die 
enorme Expansion des sogenannten „Übergangs-
systems“ verwiesen. Selbst unter außerordentlich 
günstigen wirtschaftlichen Vorzeichen (wie in 
den Jahren 2008 und 2010) fi nden etwa ein Drit-
tel der ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen 
keinen regulären betrieblichen Ausbildungsplatz, 
sondern münden mehr oder weniger freiwillig in 
eine der vielen arbeitsmarkt- und bildungspoli-
tischen Maßnahmen ein. Zwar gelingt es einem 
Großteil dieser Jugendlichen, nach einigen Jah-
ren doch noch einen der begehrten Ausbildungs-
plätze zu bekommen. Aber ca. 30 Prozent der 
 Jugendlichen mit maximal Realschulabschluss 
schaffen selbst nach Durchlaufen mehrerer „War-
teschleifen“ nicht den Übergang in reguläre Aus-
bildung. Obwohl somit das duale System für ein-
fache Übergänge an der „zweiten Schwelle“ zwi-
schen Ausbildung und Beschäftigung sorgt, be-
steht die Gefahr der dauerhaften Exklusion einer 
besonders gefährdeten Risikogruppe von gering-
qualifi zierten Jugendlichen, die bereits an der 

„ersten Schwelle“ – dem Übergang von der allge-
mein bildenden Schule in die Ausbildung – aus-
sortiert wird. Insgesamt besteht also trotz der 
kurzfristigen Verbesserung auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt in den letzten Jahren weiterhin ein 
strukturelles Ungleichgewicht zwischen der Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen auf Seiten der Ju-
gendlichen und dem betrieblichen Angebot.

Die strukturellen Verwerfungen auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt sind nicht neu. Allerdings 
sind in der Berufsbildungspolitik die politischen 
und institutionellen Beharrungskräfte besonders 
stark ausgeprägt, da sich in diesem Politikfeld die 
föderalistische und die korporatistische Politik-
arena überschneiden. Dennoch sind v. a. zu Zei-
ten der rot-grünen Regierung wichtige Reformen 
angestoßen worden, die das zentrale Problem al-
lerdings bislang nicht nachhaltig lösen konnten. 
Die Leitlinie der Modernisierungsbestrebungen 
unter Rot-Grün, die auch unter der Großen Koa-
lition und der schwarz-gelben Regierung fortge-
führt wurden, war, die Attraktivität der dualen 
Ausbildung für Betriebe zu steigern, zum Beispiel 
durch die Deregulierung der insti tutionellen Rah-
menbedingungen oder durch Flexibilisierung und 
Differenzierung des Systems der Ausbildungsbe-
rufe. Die damit verbundene Hoffnung war, dass 
dadurch mehr Unternehmen dazu motiviert wer-
den könnten, Ausbildungsplätze anzubieten.

Diese Hoffnungen haben sich in weiten Tei-
len nicht erfüllt. Die Aussetzung der Ausbildereig-
nungs-Verordnung, die die Ausbildung von be-
trieblichem Ausbildungspersonal regelt, hat nach 
Untersuchungen zwar zu einer geringen Zunah-
me der Zahl der Ausbildungsplätze geführt. Diese 
geringe Zunahme erfolgte allerdings um den Preis 
einer Abnahme der Ausbildungsqualität. Ein wei-
teres Beispiel ist die Entscheidung des damaligen 
Arbeits- und Wirtschaftsministers Wolfgang Cle-
ment (SPD), gegen den Widerstand der Gewerk-
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schaften und unter Bruch des lange etablierten 
Konsensprinzips in der Neuordnungspolitik die 
Schaffung von neuen zweijährigen theoriegemin-
derten Ausbildungsberufen zuzulassen. Auch hier 
erhoffte man sich von dieser Maßnahme die Frei-
setzung neuer betrieblicher Ausbildungspoten-
ziale. Inzwischen ist der Anteil der Auszubilden-
den in zweijährigen Berufen auf ca. zehn Prozent 
aller Jugendlichen in dualen Ausbildungsgängen 
angestiegen. Eine starke Expansion des Gesamt-
ausbildungsangebots, die ausreichend gewesen 
wäre, um die Nachfragelücke zu schließen, hat 
allerdings nicht stattgefunden. 

Die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 
im Jahr 2005, getragen von einem breiten Kon-
sens fast aller im Bundestag vertretenen Parteien, 
hat ebenfalls nur inkrementelle Veränderungen 
gebracht. Die BBiG-Novelle eröffnete neue Mög-
lichkeiten zur Internationalisierung und Flexi-
bilisierung des deutschen Berufsbildungssystems. 
Zur Bewältigung der Krise sah das Gesetz vorü-
bergehend die Möglichkeit vor, Absolventen von 
vollzeitschulischen und/oder außerbetrieblichen 
Ausbildungsgängen zur berufl ichen Abschluss-
prüfung der Kammern zuzulassen. Diese Maß-
nahme hätte dauerhaft einen alternativen Zweig 
der Berufsbildung etabliert. Die Umsetzung der 
bis 2011 zeitlich befristeten Regelung erfolgt aller-
dings so schleppend (auch wegen des Widerstands 
der Sozialpartner), dass diese Reformoption effek-
tiv neutralisiert wurde.

Stattdessen war die Berufsbildungspolitik der 
letzten Jahre – zunächst im Rahmen des Innova-
tionskreises für Berufl iche Bildung, dann im Ar-
beitskreis Deutscher Qualifi kationsrahmen – mit 
der Europäisierung der berufl ichen Bildung be-
fasst. Im März 2011 wurde nach langer Debatte 
der Deutsche Qualifi kationsrahmen (DQR) verab-
schiedet, der eine Einordnung berufl icher und 
akademischer Abschlüsse in einen gemeinsamen 
Rahmen vornimmt mit dem Ziel, die Durchläs-
sigkeit des Systems zu steigern und die Gleich-
wertigkeit von berufl icher und hochschulischer 
Bildung anzuerkennen. Die realen Auswirkungen 
des DQR auf die Bildungspolitik sind allerdings 
begrenzt.

Unter dem Strich müssen die Reformen der 
vergangenen Jahre somit als eine Geschichte ver-

passter Chancen betrachtet werden. Grundlegen-
de Reformen wären im Rahmen der BBiG-Novelle 
möglich gewesen, sind aber ausgeblieben. Statt-
dessen wurde das System auf inkrementelle Weise 
weiterentwickelt und modernisiert. Dies hat zwar 
sicherlich zu einer Steigerung der Attraktivität 
der betrieblichen Ausbildung für die Betriebe 
 sowie zu einer fl exibleren Anpassung der Inhalte 
an neue Qualifi kationserfordernisse beigetragen. 
Das hartnäckige Problem der Inklusion von ge-
ringqualifi zierten Jugendlichen ist aber nicht 
 gelöst worden.

Der internationale Vergleich der Jugendar-
beitslosenquoten zeigt, dass es neben Deutsch-
land auch durchaus andere erfolgreiche Länder 
gibt, zum Beispiel die Niederlande, Österreich 
und Dänemark. Im Unterschied zu Deutschland 
spielt in diesen Ländern die vollzeitschulische 
bzw. außerbetriebliche Berufsausbildung eine 
wichtige Rolle. Als Dänemark Ende der 1980er 
Jahre in ähnlicher Weise wie Deutschland mit 
dem Problem eines Mangels an Ausbildungsplät-
zen konfrontiert war, hat man in den 1990er Jah-
ren eine groß angelegte Berufsbildungsreform 
durchgeführt. In dem reformierten System durch-
laufen zunächst alle Jugendlichen eine Phase der 
berufl ichen Grundbildung, die vollzeitschulisch 
organisiert ist. Auch die Niederlande haben in der 
Berufsbildung einen schulischen und einen be-
trieblichen Zweig, deren Abschlüsse gleichwertig 
sind.

Das „Hamburger Ausbildungsmodell“ über-
setzt die Grundlinien des dänischen Modells in 
einen deutschen Kontext. Wenn Jugendliche bei 
der Suche nach einem betrieblichen Ausbildungs-
platz erfolglos bleiben, haben sie ein Recht dar-
auf, ihre Ausbildung bei einem außerbetriebli-
chen Träger oder einer Berufsschule fortzusetzen 
und mit einem allgemein anerkannten Berufsab-
schluss abzuschließen. 

Die erwähnten Modelle aus dem internatio-
nalen und innerdeutschen Vergleich zeigen Wege 
auf, wie die soziale Inklusion bildungsschwacher 
Jugendlicher im dualen System verbessert werden 
kann, ohne die Vorzüge der dualen Ausbildung 
aufzugeben. Das heißt, es muss darum gehen, 
neue Kombinationsmodelle (Hybride) zwischen 
dualer und vollzeitschulischer bzw. außerbetrieb-



Friedrich-Ebert-Stiftung

8

WISO
Diskurs

licher Ausbildung zu entwickeln und umzuset-
zen. Die normative Leitlinie berufsbildungspoli-
tischer Reformen sollte nicht die kurzfristige 
„Versorgung“ von Jugendlichen im Sinne der 
 Sicherung der ökonomischen Beschäftigungsfä-
higkeit (employability) sein. Vielmehr muss es 
darum gehen, auch und gerade Jugendliche mit 
Bildungsdefi ziten in die Lage zu versetzen, selbst-
bestimmt und selbstbewusst Strategien des nach-
haltigen und lebenslangen Lernens zu verfolgen, 
die auf die „Maximierung von Beschäftigungs-
optionen“ in einer sich immer schneller wan-
delnden Welt ausgerichtet sind. Dabei muss das 
Prinzip „Kein Abschluss ohne Anschluss!“ gelten, 
d. h. Jugendliche wie Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer haben ein Recht auf vollqualifi zie-
rende berufl iche Aus- und Weiterbildung.

Ein konkreter Vorschlag zur Erreichung die-
ses Ziels ist die Etablierung eines alternativen 
Zweigs der Berufsbildung, der Jugendlichen, die 
bei der Suche nach einem betrieblichen Ausbil-
dungsplatz erfolglos geblieben sind, die Möglich-
keit bietet, ihre Ausbildung bei einer Berufsschule 

oder einem außerbetrieblichen Träger abzuschlie-
ßen. Die Inhalte der Ausbildungsgänge zwischen 
dem betrieblichen und vollzeitschulisch/außer-
betrieblich organisierten Zweig müssen dabei so 
aufeinander abgestimmt werden, dass fl exible 
Wechsel zwischen beiden möglich sind. Eine an-
gemessene Beteiligung der Sozialpartner in der 
Gestaltung der vollzeitschulischen Ausbildungs-
gänge soll durch die Anbindung an die betrieb-
liche  Praxis gewährleistet sein. Die Schaffung ei-
nes  alternativen Zweigs sollte einhergehen mit 
einer grundlegenden Reform des Berufsschulwe-
sens. Die unterschiedlichen Berufsschulformen 
sollten zu einer neuen, aufgewerteten Berufsschule 
fusionieren, die als gleichwertige Partnerin und 
zen trale Anlaufstelle mit einer Schnittstellen-
funk tion in regionalen Netzwerken sowie zwi-
schen Aus- und Weiterbildung auftritt. Eine sol-
che Reform würde sicherstellen, dass das duale 
System langfristig wieder eine gute Balance zwi-
schen ökonomischen Anforderungen und sozia-
ler Inklusion fi ndet.
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Die politische Debatte um die Reform der beruf-
lichen Bildung in Deutschland ist immer stark 
geprägt von den jeweiligen wirtschaftlichen und 
politischen Rahmenbedingungen. Zu Anfang der 
2000er Jahre herrschte eine allgemeine Krisen-
stimmung: Das duale System wurde als nicht 
mehr zeitgemäß kritisiert, die Zahl der Jugendli-
chen ohne Ausbildungsplatz war groß. In den 
letzten Jahren – trotz der Wirtschafts- und Finanz-
krise – hat sich das duale System scheinbar be-
währt. Im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern ist die Jugendarbeitslosigkeit hierzulan-
de niedrig geblieben. Dementsprechend wird das 
duale System nicht mehr als reformbedürftiges 
Auslaufmodell, sondern wie in alten Zeiten als 
 erfolgreiches Reformmodell bewertet.

Die Expertise möchte an diesem Punkt anset-
zen und folgende Fragen tiefergehend beantwor-
ten. Erstens, schneidet das deutsche Berufsbil-
dungssystem wirklich besser ab als andere Länder 
oder gibt es alternative, ebenfalls erfolgreiche 
Modelle? Der Erfolgsmaßstab, der hier angelegt 
wird, zielt nicht primär auf den Beitrag berufl i-
cher Bildung zum wirtschaftlichen Erfolg (was 
ohnehin schwer zu messen ist), sondern auf die 
Frage der sozialen Inklusion jugendlicher Aus-
bildungswilliger. Zweitens, inwiefern geht der 
vermeintliche Erfolg des dualen Systems in den 
letzten Jahren zurück auf die Reformen der be-
rufl ichen Bildung, die unter Rot-Grün begonnen 
und unter der Großen Koalition fortgesetzt wur-
den? Die Ausgangshypothese ist hier, dass die 
 Reformen der letzten Jahre die Attraktivität des 
dualen Systems für Arbeitgeber gesteigert haben. 
Dies hat zwar den weiteren Rückzug der Arbeit-
geber aus der Ausbildung gebremst, das Problem 

der sozialen Inklusion von bildungsschwachen 
Jugendlichen aber nicht nachhaltig gelöst. Drit-
tens, wenn es andere erfolgreiche Modelle in 
 Europa gibt, welche Reformoptionen ergeben 
sich hieraus für Deutschland? Wie hoch sind die 
politischen Durchsetzungschancen solcher Re-
formalternativen?

Zur Beantwortung dieser Fragen legt die Ex-
pertise eine international vergleichende Perspek-
tive an. Das deutsche Berufsbildungssystem ist 
durch eine starke Privilegierung der betrieblichen 
Ausbildung über vollzeitschulische Alternativen 
gekennzeichnet. Der internationale Vergleich 
zeigt jedoch, dass Berufsbildungssysteme, die ne-
ben einer rein betrieblichen auch eine signifi kan-
te schulische Komponente aufweisen (z. B. Däne-
mark, Österreich oder die Niederlande), dem 
deutschen System in mancherlei Beziehung über-
legen sind. In den letzten Jahren haben diese 
Länder im Hinblick auf Jugendarbeitslosigkeit 
noch besser abgeschnitten als Deutschland. Zum 
zweiten gelingt in diesen Ländern die Vermitt-
lung von eher theoretischen und allgemeinen 
Qualifi kationen, wie sie in der Dienstleistungs- 
und Wissensgesellschaft von Bedeutung sind, 
leichter als im rein dualen System. Drittens eröff-
net eine systematische Integration der berufl i-
chen Bildung in das allgemeine Bildungssystem 
mehr individuelle Mobilitätschancen, zum Bei-
spiel durch einfachere Übergänge von der beruf-
lichen Bildung in die Hochschulen. Insofern ist 
zu diskutieren, inwiefern neue Kombinations-
modelle aus vollzeitschulischer und betrieblicher 
Ausbildung eine Reformoption darstellen und 
wie dabei die Vorzüge der betrieblichen Ausbil-
dung erhalten werden können.

Einleitung
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Reformfall oder Vorzeigemodell? 
Die duale Ausbildung im internationalen Vergleich

Das deutsche Berufsbildungssystem, vor allem 
sein Kernstück: die duale Ausbildung, erfährt 
„weltweit große Anerkennung“, wie die OECD 
(Hoeckel/Schwartz 2010: 12) in einem vor kur-
zem veröffentlichten Länderbericht wieder bestä-
tigt hat. Das duale Ausbildungsmodell hat viele 
Vorteile: Für Jugendliche mit Bildungsdefi ziten 
und/oder „praktischen Talenten“ bietet es die 
Möglichkeit, auch nach dem Ende der Pfl icht-
schulzeit ihre Ausbildung fortzusetzen und somit 
einfacher Zugang zum Arbeitsmarkt zu bekom-
men als in Bildungssystemen, in denen die aka-
demische Hochschulbildung dominiert. Die 
Kombination aus praktischem Lernen im Betrieb 
und theoretischem Lernen in der  Berufsschule 
hat auch Vorteile für die beteiligten Unterneh-
men. Sie können mit Hilfe der Ausbildung geziel-
te Nachwuchs-Fachkräfte rekrutieren und früh-
zeitig an den Betrieb binden. Diese auf Langfris-
tigkeit ausgelegten Investitionen in Humankapi-
tal sind ein wesentlicher Grund dafür, warum 
deutsche Unternehmen in bestimmten Wirt-
schaftssektoren, wie z.B. in der Automobilindus-
trie, im Maschinen- und Anlagenbau oder in der 
Chemieindustrie, besonders wettbewerbsfähig 
sind (Hall/Soskice 2001; Streeck 1992). 

Insofern stellt sich zunächst die Frage, inwie-
fern das deutsche System der Berufsbildung über-
haupt reformbedürftig ist oder ob es nicht viel-
mehr darum gehen muss, das Erreichte zu bewah-
ren und womöglich anderen Ländern als Reform-
modell anzudienen. Hierzu möchte ich drei 
Anmerkungen machen: Erstens befi nden sich so-
ziale Systeme (wie etwa das Bildungssystem) nie 
in einem stabilen Gleichgewicht, sondern immer 
in einem dynamischen Umfeld – eben, weil sie 
soziale Systeme und keine Maschinen sind. Sozia-
le Systeme stehen immer in Wechselwirkung mit 
ihrer Umwelt, die sich permanent verändert. 
Strukturelle Veränderungsprozesse wie der Wan-

del von der Industrie- zur Dienstleistungs- und 
Wissensgesellschaft, der demographische Wandel 
sowie die fortschreitende Globalisierung und In-
ternationalisierung stellen Bildungssysteme vor 
neue Herausforderungen. Deshalb sind Reformen 
selbst dann nötig, wenn die charakteristischen 
Eigen schaften eines Systems erhalten werden sol-
len.

Zweitens hat das Bild vom Vorzeigemodell 
Deutschland Risse bekommen. In den folgenden 
Abschnitten werde ich genauer herausarbeiten, 
wo die Schwachstellen des deutschen Berufsbil-
dungsmodells liegen. Vorausschauend möchte 
ich an dieser Stelle lediglich auf die inzwischen 
schon seit langem geführte Diskussion um die 
Problematik des sogenannten „Übergangssys-
tems“ (Baethge et al. 2007) verweisen.

Drittens geht es mir in dieser Studie weniger 
um die Frage, wie die duale Ausbildung an sich 
als Herzstück des deutschen Berufsbildungssys-
tems reformiert werden sollte. Das zentrale Pro-
blem ist vielmehr, dass das klassische Modell der 
dualen Ausbildung für einen immer kleiner wer-
denden Teil der Jugendlichen der Normalfall ist 
und neu über die Frage nachgedacht werden 
muss, wie den Jugendlichen, die nicht Zugang 
zur regulären betrieblichen Ausbildung bekom-
men, geholfen werden kann. In der deutschen 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ist ein Prozess 
der „Dualisierung“ festzustellen (Eichhorst/Marx 
2010; Palier/Thelen 2010). Das heißt, die Arbeits-
markt- und Lebenschancen derjenigen, die im 
Kernbereich des traditionellen Sozialstaatsmo-
dells verbleiben auf der einen Seite, und denjeni-
gen, die gar nicht erst Zugang zu diesem Kern-
bereich bekommen auf der anderen, gehen im-
mer weiter auseinander. Zum Beispiel haben die 
Hartz-IV-Reformen die Bezugsmöglichkeiten von 
Arbeitslosengeld, vor allem für Langzeitarbeits-
lose, wesentlich verschlechtert; der Kündigungs-
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schutz ist aber im Wesentlichen unangetastet ge-
blieben. Dies vergrößert die Unterschiede zwi-
schen den „Insidern“ und den „Outsidern“. Diese 
Spaltung lässt sich auch im System der berufl i-
chen Bildung erkennen (so auch der wissenschaft-
liche Beraterkreis von IG Metall und ver.di, Bera-
terkreis 2009: 35). Gewerkschaften und Sozialde-
mokratie müssen sich dieser Problematik bewusst 
sein und darauf achten, nicht zum Sprachrohr 
der „Insider“ auf Kosten der „Outsider“ zu wer-
den. Bezogen auf die Fragestellung der vorliegen-
den Studie muss es also darum gehen, die Vor-
züge der dualen Ausbildung zu erhalten und 
gleichzeitig neue Reformperspektiven für Bil-
dungs-Außenseiter zu entwickeln.

Im Folgenden möchte ich zunächst einige 
Daten zur Verortung des deutschen Ausbildungs-
systems im internationalen Vergleich präsen-
tieren, bevor ich ausführlicher auf die inner-
deutschen Entwicklungen des letzten Jahrzehnts 
eingehe.

Das deutsche Modell im internationalen 
Vergleich

Im internationalen Vergleich lassen sich im We-
sentlichen vier Ausbildungsmodelle unterschei-
den (Busemeyer/Trampusch 2012; vgl. auch Bloss-
feld 1992, Crouch et al. 1999; Greinert 1995), 
siehe Tabelle 1. Diese unterscheiden sich je nach-
dem, wie stark sich Unternehmen einerseits und 
staatliche Akteure andererseits in der berufl ichen 
Bildung engagieren. In liberalen Ausbildungssys-
temen, zum Beispiel den USA, hält sich der Staat 
aus der berufl ichen Bildung heraus. Auch die Un-
ternehmen inves tieren wenig in berufl iche Bil-
dung und konzen trieren sich auf spezifi sches   
on-the-job-training. In staatszentrierten Ausbil-
dungssystemen, wie zum Beispiel Schweden, sind 
die Arbeitgeber ähnlich zurückhaltend, was das 
Engagement in der Erstausbildung angeht. Der 
Unterschied zu liberalen Regimen liegt allerdings 
darin, dass die berufl iche Bildung im Bildungssys-
tem eine durchaus wichtige Stellung einnimmt. 
Während beispielsweise in den USA alle Jugendli-
chen die High School mit dem gleichen Abschluss 
verlassen, gibt es im schwedischen System eine 

Vielzahl von berufl ichen Abschlüssen, die stärker 
an den Bedürfnissen des Beschäftigungssystems 
ausgerichtet sind. Ein drittes Ausbildungsmodell 
ist das so genannte segmentalistische Modell, für 
das lange Zeit Japan als paradigmatischer Fall gel-
ten konnte (vgl. zum Beispiel Thelen 2004). Im 
japanischen Fall tätigen die Arbeitgeber durchaus 
beträchtliche Investitionen in die Ausbildung Ju-
gendlicher (Dore 1998). Inhalte und Organisation 
der Ausbildung sind allerdings sehr stark auf fi r-
men- bzw. konzernspezifi sche Kontexte zuge-
schnitten. Jugendliche durchlaufen verschiedene 
Stationen in internen Arbeitsmärkten großer Fir-
men und erlernen dabei berufl iche Fertigkeiten. 
Da es hierbei weniger um die Ausbildung beruf-
licher Mobilität geht und nur ein Bruchteil der 
Jugendlichen Zugang zu den internen Arbeits-
märkten der großen Firmen hat, spricht man hier 
von einem segmentalistischen System.

Das vierte Modell ist das kollektive Ausbil-
dungsmodell. In diesem Modell sind sowohl die 
Arbeitgeber als auch staatliche Institutionen stark 
in der berufl ichen Erstausbildung engagiert. Auch 
wenn das Konsensprinzip im kollektiven Modell 
eine wichtige Funktion hat, kommt es regelmä-
ßig zu Konfl ikten zwischen den beteiligten Ak-
teuren. Im kollektiven Ausbildungsmodell wer-
den berufl iche Qualifi kationen in Form von all-
gemein gültigen Abschlüssen zertifi ziert, so dass 
die Mobilität von Ausbildungsabsolventen auf 
berufsfachlichen (statt fi rmeninternen) Arbeits-
märkten gesichert ist. Intermediäre Assoziationen 
(wie Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände) 
spielen eine herausgehobene Rolle in der Steue-
rung („Governance“) dieser Systeme (Busemeyer/
Trampusch 2012: 14 - 15; vgl. auch Streeck et al. 
1987). Ein Land wie Dänemark kommt dem 
 Idealtypus des kollektiven Ausbildungsmodells 
näher als Deutschland, da in Dänemark aufgrund 
der kleinbetrieblichen Strukturen berufsfachliche 
Arbeitsmärkte wichtiger sind. Obwohl Deutsch-
land als Ganzes sicherlich der Gruppe der kollek-
tiven Ausbildungssysteme zugeordnet werden 
muss, fi nden sich auch Anklänge an das segmen-
talistische Modell, vor allem in Bezug auf die Rol-
le der Großbetriebe in der Ausbildung (Thelen 
2004; Thelen/Busemeyer 2012).
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Wie schneiden die unterschiedlichen Systeme 
hinsichtlich der Höhe der Jugendarbeitslosigkeit 
ab? Tabelle 2 zeigt Daten zur Entwicklung der 
 Jugendarbeitslosigkeit in ausgewählten Ländern. 
Im internationalen Vergleich ist die Jugendar-
beitslosigkeit in Deutschland gering. 1994 waren 
8,2 Prozent der 15- bis 24-Jährigen arbeitslos. Im 
Lauf der Wirtschafts- und Finanzkrise stieg dieser 
Wert auf 11,7 Prozent (2007), um dann wieder 
leicht auf 9,7 Prozent im Jahr 2010 zu sinken.1 In 
Japan war die Jugendarbeitslosigkeit im Jahr 2010 
sogar leicht niedriger (9,2 Prozent); sie ist dort 
seit den 1990er Jahren (5,5 Prozent) allerdings 
deutlich angestiegen. Großbritannien und die 
USA als Vertreter der liberalen Ausbildungssyste-
me schneiden bei der Jugendarbeitslosigkeit nicht 
besonders gut ab: Hier liegen die Werte für 2010 
bei 19,1 bzw. 18,4 Prozent der 15- bis 24-Jähri-
gen. Noch schlechter schneiden die staatszen-
trierten Ausbildungssysteme ab: In Frankreich 
betrug die Jugendarbeitslosigkeit im Jahr 2010 
22,5 Prozent und im sozialdemokratischen Vor-
zeigeland Schwe den gar 25,2 Prozent. Lediglich 
die südeuropäischen Länder (Italien mit 27,9 Pro-
zent und Spanien mit 41,6 Prozent) schnitten 
noch schlechter ab. Es gibt außer Japan allerdings 
noch andere Länder, die bei der Jugendarbeits-
losigkeit noch besser dastehen als Deutschland: 
In Österreich betrug die Arbeitslosenquote im 
Jahr 2010 lediglich 8,8 Prozent und lag auch in 
den 1990er Jahren deutlich unter dem Wert 

Deutschlands (5,0 Prozent). Dänemark hat in den 
Krisenjahren 2007 und 2008 mit 7,9 bzw. 7,6 Pro-
zent besser abgeschnitten als Deutschland, liegt 
inzwischen aber über dem deutschen Niveau. Die 
Niederlande hingegen lagen mit 10,4 Prozent in 
den 1990er Jahren über dem deutschen Durch-
schnitt, inzwischen schneiden sie mit 8,7 Prozent 
(und 6,4 Prozent im Krisenjahr 2008) deutlich 
besser ab. 

Ein zweiter Indikator des internationalen 
Vergleichs, den ich hier heranziehen möchte, 
ist der Anteil der Jugendlichen, die mindestens 
 einen Abschluss auf dem oberen Sekundarschul-
niveau aufweisen können. Traditionell schnitt 
Deutschland hier im internationalen Vergleich 
sehr gut ab, da ein Berufsabschluss als post- 
sekundäre Qualifi kation gewertet wird. Im Jahre 
1995 lag Deutschland mit einem Anteil von 
81,2 Prozent der Altersgruppe der 25- bis 65-Jäh-
rigen (also der Erwerbsbevölkerung als Ganzes) 
im internationalen Vergleich an der Spitze (vgl. 
Tabelle 3). In der Altersgruppe der 20- bis 25-Jäh-
rigen wurde es lediglich von den skandinavischen 
Ländern Dänemark, Finnland und Schweden 
übertroffen – wobei, wie wir gerade gesehen ha-
ben, ein Abschluss der Sekundarstufe II alleine 
noch keine vollständige Absicherung gegen das 
Risiko der Jugendarbeitslosigkeit sein muss. Bis 
zum Jahr 2008 ist der entsprechende Anteil der 
20- bis 25-Jährigen in Deutschland sogar gesunken 
auf einen Wert von 74,1 Prozent im Jahr 2008 und 

1 Alle Zahlen stammen aus der Datenbank des OECD Employment Outlook, um internationale Vergleichbarkeit zu gewährleisten.

Tabelle 1:

Ausbildungsmodell im internationalen Vergleich.

Tabelle 1:

Ausbildungsmodelle im internationalen Vergleich

Staatliches Engagement 
in der berufl ichen Bildung

Hoch
Staatszentrierte Systeme 

(Schweden)
Kollektive Systeme 

(Dänemark, Deutschland)

Niedrig Liberale Systeme (USA) Segmentalistische Systeme (Japan)

Niedrig Hoch

Engagement der Arbeitgeber in der berufl ichen Bildung

Quelle: Busemeyer/Trampusch 2012: 12.
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Tabelle 2:

Jugendarbeitslosigkeit im internationalen Vergleich

Land 1994 2007 2010

Australien 17,1 9,4 11,5

Österreich 5,0 8,7 8,8

Belgien 21,8 18,8 22,4

Kanada 15,9 11,2 14,8

Dänemark 10,2 7,9 13,8

Finnland 31,2 15,7 20,3

Frankreich 28,8 18,9 22,5

Deutschland 8,2 11,7 9,7

Griechenland 27,7 22,9 32,9

Irland 24,2 10,0 28,7

Italien 30,5 20,3 27,9

Japan 5,5 7,7 9,2

Niederlande 10,2 7,0 8,7

Neuseeland 15,5 10,1 17,1

Norwegen 12,6 7,3 9,3

Portugal 14,1 16,6 22,3

Spanien 42,9 18,2 41,6

Schweden 22,7 18,8 25,2

Schweiz 5,8 7,1 7,2

UK 16,1 14,4 19,1

USA 12,5 10,5 18,4

Defi nition: Anteil der Arbeitslosen an der Bevölkerung der 15- bis 24-Jährigen.
Quelle: OECD Employment Outlook.

damit deutlich unter dem EU-27-Durchschnitt 
von 78,5 Prozent. Daher ist es nicht verwunder-
lich, dass der Anteil der Jugendlichen ohne Be-
rufsabschluss (bezogen auf die 20- bis unter 
30-Jährigen) von seinem langjährigen Durch-
schnittsniveau von etwa 15 Prozent in jüngster 
Zeit auf 17,2 Prozent angestiegen ist (2008, vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 
Tabelle B3-7web). Für Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund beträgt der Anteil derjenigen 
ohne Berufsabschluss gar 30,7 Prozent.

Als letzten Indikator des internationalen Ver-
gleichs möchte ich Daten zum Arbeitslosigkeitsri-
siko bezogen auf das Qualifi kationsniveau prä-

sentieren (siehe Tabelle 4). Dieser Indikator belegt 
besonders eindrücklich die Dualisierungs-Ten-
denzen in Deutschland und die Rolle von Bil-
dungsabschlüssen darin. 1997 waren in Deutsch-
land 16,7 Prozent der 25- bis 64-Jährigen ohne 
Abschluss der Sekundarstufe arbeitslos. Die Ar-
beitslosenquote für Hochschulabsolventen be-
trug im Vergleich dazu 5,7 Prozent. 2009 ist die 
Arbeitslosenquote der Geringqualifi zierten mit 
16,7 Prozent im Prinzip konstant geblieben, wäh-
rend die Arbeitslosenrate der Hochschulabsol-
venten auf 3,4 Prozent fi el. Die enorme Differenz 
in der Arbeitslosenrate betrug somit 13,3 Pro-
zentpunkte. Im internationalen Vergleich von 
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Tabelle 3:

Anteil der 20- bis unter 25-Jährigen und der 25- bis 65-Jährigen mit mindestens Abschluss der 
Sekundarstufe II in ausgewählten Staaten

1995 2008

Land 25- bis 65-Jährige 20- bis 25-Jährige 25- bis 65-Jährige 20- bis 25-Jährige

Deutschland 81,2 79,4 74,1 85,3

Belgien 54,6 77,6 82,2 69,6

Dänemark 79,5 89,3 71,0 77,6

Irland 47,3 73,8 87,4 69,4

Griechenland 42,6 73,8 82,1 61,1

Spanien 29,5 59,0 60,0 51,0

Frankreich 58,8 78,6 83,7 69,8

Italien 36,3 58,9 76,5 53,3

Niederlande · · 76,2 73,3

Österreich 68,9 79,2 84,5 81,0

Portugal 21,8 45,1 54,3 28,2

Finnland 66,8 82,4 86,2 81,1

Schweden 74,1 88,1 87,9 85,0

Vereinigtes Königreich 52,8 64,0 78,2 73,4

Norwegen · · 70,0 79,8

Quelle: Tab B3-10Web des Bildungsberichts 2010.

34 OECD-Staaten plus Kooperationspartner be-
legt damit Deutschland hinter der Slowakei und 
der Tschechischen Republik einen unrühmlichen 
dritten Platz. Die qualifi kationsbezogene Streu-
ung des Arbeitslosigkeitsrisikos ist noch stärker 
ausgeprägt als in Spanien, den USA oder Polen. 
Das heißt, dass besonders in Deutschland der un-
gleiche Zugang zu Bildung in jungen Jahren be-
sonders weitreichende Konsequenzen für die un-
gleiche Verteilung von Arbeitsmarkt- und Lebens-
chancen hat. Der wissenschaftliche Beraterkreis 
von IG Metall und ver.di hat diesen Zusammen-
hang jüngst überzeugend auf den Punkt gebracht: 
„Prekäre Bildung schafft prekäre Arbeit. Und pre-

käre Arbeit schafft prekäre Bildung.“ (Beraterkreis 
2012: 14)

Zusammenfassend kann somit festgehalten 
werden, dass Deutschland bei der Jugendarbeits-
losigkeit und, mit Abstrichen, bei der Verbreitung 
von Bildungszertifi katen durchaus gut dasteht, 
wenngleich es nicht mehr uneingeschränkt eine 
Spitzenposition einnimmt. In Bezug auf die Aus-
prägung von qualifi kationsbedingten Risiken der 
Arbeitslosigkeit belegt Deutschland im internati-
onalen Vergleich allerdings einen der letzten Plät-
ze, was auf eine ausgeprägte Spaltung des Arbeits-
marktes hindeutet, bei der der ungleiche Zugang 
zu Bildung eine zentrale Rolle spielt. 
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Tabelle 4:

Arbeitslosenquote (25- bis 64-Jährige) in Abhängigkeit vom Qualifi kationsniveau

Höchster Bildungsabschluss

Land Jahr
Weniger als oberer 

Sekundarschulabschluss
Hochschulabschluss

Australien 1997 9,6 3,5

2009 6,6 3,3

Österreich 1997 6,6 2,5

2009 8,4 2,2

Belgien 1997 12,5 3,3

2009 11,9 3,8

Finnland 1997 15,6 6,5

2009 9,8 4,0

Frankreich 1997 15,0 7,0

2009 11,6 5,0

Deutschland 1997 16,7 5,7

2009 16,7 3,4

Griechenland 1997 6,5 7,3

2009 8,8 6,7

Irland 1997 14,5 4,0

2009 10,8 5,2

Norwegen 1997 4,0 1,7

2009 4,7 1,4

Polen 1997 13,8 2,1

2009 13,9 3,6

Slowakische Republik 1997 22,4 2,8

2009 38,3 3,9

Spanien 1997 18,9 13,7

2009 21,9 9,0

Tschechische Republik 1997 12,1 1,2

2009 21,8 2,2

UK 1997 8,4 3,1

2009 5,8 3,3

USA 1997 10,4 2,3

2009 15,8 4,9

Quelle: OECD Education at a Glance 2011: 131 - 132.
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Die innerdeutsche Perspektive: 
Veränderungen des Zugangs zu Ausbildung 
über Zeit

Aus diesem Grund werden im Folgenden Verän-
derungen im Zugang zu berufl icher Bildung aus 
der innerdeutschen Perspektive betrachtet. Wenn 
man lediglich die Entwicklungen der letzten zehn 
Jahre betrachtet, erscheint das System in seinen 
Grundfesten stabil. Eine Auswertung der Daten 
des IAB-Betriebspanels hat gezeigt, dass die Aus-
bildungsquote (das ist der Anteil der Auszubil-
denden an der Gesamtbeschäftigung) seit 2000 
stabil bei etwa sechs Prozent liegt (Stegmaier 
2010: 14). Der Anteil der Ausbildungsbetriebe 
an der Gesamtzahl der Betriebe ist etwas vari ab-
ler, liegt aber im Wesentlichen stabil zwischen 
29 und 31 Prozent. Im Westen nimmt er sogar 
leicht zu (von 30 (2000) auf 33 Prozent (2008)), 
während der Anteil der Ausbildungsbetriebe im 
Osten  tendenziell sinkt (von 26 auf 24 Prozent) 
(ebd.: 24). 

Trotz dieser scheinbaren Stabilität hat sich 
der Zugang zur dualen Ausbildung wesentlich 
verändert. Ein inzwischen weithin bekannter 
Schwachpunkt des deutschen Berufsbildungssys-

tems sind die zunehmend schwierigen Übergän-
ge an der so genannten ersten Schwelle von der 
allgemein bildenden Schule in die Ausbildung. 
Hier ist im Laufe der Jahrzehnte ein komplexes 
Gefüge von Arbeitsmarkt-, Bildungsförderungs- 
und Ausbildungsvorbereitungsmaßnahmen ent-
standen, das allgemeinhin als „Übergangssys-
tem“ bezeichnet wird (Baethge et al. 2007). Dieser 
Begriff ist problematisch, denn er suggeriert, dass 
diesem Bildungssektor ein umfassendes Konzept 
oder ein Gesamtplan unterliegt (vgl. auch Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 95). 
In Wirklichkeit handelt es sich jedoch um „ein 
oft kaum aufeinander abgestimmtes Gefüge zahl-
reicher Einzelmaßnahmen und Förderprogram-
me, die in der Regel nicht vernetzt sind“ (Werner 
et al. 2008: 318 - 319). Auch die Experten der 
OECD kritisieren die „übermäßige[...] Fragmen-
tierung und fehlende[...] Transparenz“ (Hoecker/
Schwartz 2010: 14) der verschiedenen Maßnah-
men und Bildungsgänge des Übergangssystems 
(für einen Überblick dazu vgl. Beicht 2009). 

Abbildung 1 zeigt die Veränderung der relati-
ven Bedeutung der drei Sektoren des Berufsbil-
dungssystems: die duale Ausbildung, das Schul-
berufssystem (mit einem Schwerpunkt in den so-

Abbildung 1:

Die Entwicklung der drei Sektoren des Berufsbildungssystems, 1995 - 2008

Quelle: Autorengruppe BIBB/Bertelsmann Stiftung 2011: 7.
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zialen und gesundheitlichen Dienstleistungs-Be-
rufen) und das Übergangssystem. Die Abbildung 
zeigt, dass die Bedeutung des vollzeitschulischen 
Systems über die Jahre hinweg im Wesentlichen 
auf einem konstant niedrigen Niveau geblieben 
ist, wenngleich auch dieser Bereich in Krisenzei-
ten eine Pufferfunktion übernehmen kann. Die 
größten Veränderungen zeigen sich in der Ver-
schiebung des Verhältnisses zwischen dem Über-
gangssystem und der dualen Ausbildung. 1995 
entfi elen noch mehr als die Hälfte aller Neuzu-
gänge in das gesamte System der berufl ichen Bil-
dung auf das duale System; der Anteil des Über-
gangssystems betrug lediglich 31,9 Prozent. Im 
Jahr 2003, als die Krise auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt einen Höhepunkt erreichte, mündeten 
mehr Jugendliche in das Übergangssystem (42,7 
Prozent) als in reguläre duale Ausbildung ein 
(41,1 Prozent). Seitdem ist der relative Anteil des 
dualen Systems wieder gewachsen. Die Zahl der 
von den Arbeitgebern angebotenen Ausbildungs-
stellen ist zudem besonders in den Wachstums-
jahren 2007 und 2008 angestiegen und in den 
darauf folgenden Krisenjahren nicht dramatisch 
eingebrochen (siehe Abbildung 2). Wegen der 
günstigen Entwicklung am Arbeitsmarkt ist die 

Zahl der Einmündungen in das Übergangssystem 
in den darauf folgenden Jahren noch weiter zu-
rückgegangen und liegt im Jahr 2011 erstmals 
unter der Marke von 300.000 (BMBF 2012: 12). 
Dies entspricht in etwa einem Anteil von 30 Pro-
zent aller Einmündungen in das Berufsbildungs-
system, d.  h. ungefähr dem Niveau der frühen 
1990er Jahre. 

Daher ist in der öffentlichen Diskussion in-
zwischen weniger vom Ausbildungsplatzmangel, 
sondern vom Fachkräftemangel die Rede. So be-
richtet beispielsweise der SPIEGEL mit Verweis 
auf die steigende Zahl unbesetzter Lehrstellen: 
„Vielen Unternehmen gehen die Lehrlinge aus. 
Besonders dramatisch ist die Lage in Ostdeutsch-
land.“ (Der SPIEGEL 19/2011: 46) Dieser Pers-
pektivenwechsel in der öffentlichen Wahrneh-
mung scheint radikal, denn es waren bislang be-
sonders die ostdeutschen Bundesländer, in denen 
eine strukturelle Nachfrage-Lücke auf dem Aus-
bildungsplatzmarkt bestand. Wenngleich die 
 Medien-Perspektive sicherlich in starkem Maße 
bestimmten Meinungskonjunkturen ausgesetzt 
ist, so kann der skizzierte Perspektivenwechsel je-
doch als symptomatisch für tiefer liegende Verän-
derungen angesehen werden. Die graduelle Ver-

Abbildung 2:

Entwicklung von Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen nach offi zieller Defi nition

Quelle: BMBF, Berufsbildungsbericht 2011: 15, sowie Busemeyer 2009b: 18.
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besserung der Lage auf dem Ausbildungsmarkt, 
die auf den wirtschaftlichen Aufschwung und die 
demographische Entwicklung zurückgeht, wird 
gerne zum Anlass genommen, notwendige struk-
turelle Reformen zu verschieben. 

Aus einer Perspektive der sozialen Gerechtig-
keit besteht jedoch weiter großer Reformbedarf. 
Die innerdeutsche Debatte dreht sich hier vor al-
lem um die Verbesserung der Übergänge zwischen 
Schule, Ausbildung und Beruf. Im Rahmen einer 
groß angelegten Studie von Bildungsverläufen 
kommen die Forscher des BIBB zu dem Schluss, 
dass die Übergänge länger und schwieriger wer-
den, vor allem für Jugendliche mit schwachen 
schulischen Vorleistungen (Beicht 2009: 3). Auf 
der einen Seite zeigt die Studie, dass einem Groß-
teil der Jugendlichen nach einer Warteschleifen-
Phase im Übergangssystem durchaus der Eintritt 
in eine reguläre Ausbildung gelingt und dass die 
teilnehmenden Jugendlichen die Maßnahmen 
durchaus positiv sehen (ebd.: 8). Auf der anderen 
Seite zeigen sich auch hier deutliche Dualisie-
rungs- und Stratifi zierungseffekte: 31 Prozent der 
Teilnehmer schaffen es auch nach mehreren Jah-
ren nicht, aus dem Übergangssystem in eine re-
guläre Ausbildung zu wechseln (ebd.: 12). Die 
leichte Verbesserung auf dem Ausbildungsstellen-
markt in den letzten Jahren hat die Situation für 
Geringqualifi zierte „nicht entscheidend verän-
dert“ (ebd.: 3). Da die BIBB-Studie nur Jugendli-
che mit maximal Realschulabschluss berücksich-
tigt, dürfte der Anteil der gescheiterten Jugendli-
chen an einer typischen Alterskohorte überschätzt 
werden. Wie oben erwähnt, verlassen inzwischen 
allerdings 17 Prozent einer typischen Altersko-
horte das Bildungssystem ohne Berufsabschluss. 
Wenn man dann noch die OECD-Zahlen zum 
qualifi kationsspezifi schen Arbeitslosigkeitsrisiko 
berücksichtigt, so wird deutlich, dass im Über-
gangssystem nicht nur eine ungeheure Summe 
an volkswirtschaftlichem Humankapital ver-
schwendet wird (Werner et al. (2008: 314) schät-
zen die direkten Kosten auf 5,6 Milliarden Euro 

(2006)). Hier werden auch lebenslang nachwir-
kende Weichen im Hinblick auf die Inklusion 
von Geringqualifi zierten im Arbeitsmarkt gestellt 
(Solga 2005), denn wer einmal aus dem geschütz-
ten Kernbereich des „Modells Deutschland“ her-
ausfällt, für den werden die Zugangshürden zu 
qualifi zierter Beschäftigung immer höher und die 
Möglichkeiten der individuellen Weiterbildung 
dadurch immer geringer. Es besteht somit die 
„Gefahr der Ent stehung einer ‚dauerhaften Risiko-
gruppe’“ (Severing 2009: 114; vgl. auch Krone 
2010: 19; Lex/Geier 2010).

Da die Problematik des Übergangssystems 
schon seit langem diskutiert wird, gibt es eine 
große Fülle von Reformvorschlägen und auch 
 einige konkrete Reformansätze. Zu häufi g be-
schränken sich diese allerdings auf eher inkre-
mentelle Vorschläge zur Verbesserung der Über-
gänge und verlieren dabei den eigentlichen Kern 
des Problems aus den Augen: der inzwischen 
strukturelle Mismatch zwischen der Nachfrage 
und dem Angebot nach Ausbildungsplätzen. Un-
abhängig von der Frage, ob Jugendliche die nö-
tige Ausbildungsreife mitbringen oder ob Un-
ternehmen sich zunehmend aus der Ausbildung 
zurückziehen, ist im Prinzip unbestritten, dass 
die qualifi katorischen Anforderungen an Jugend-
liche im Rahmen der Ausbildung gestiegen sind – 
„mit der langfristigen Folge, dass wir auch zu-
künftig mit einem hohem Sockel von Jugend-
lichen zu rechnen haben, der nicht direkt in Aus-
bildung und Beruf integrierbar ist“ (Münk 2010: 
41). Auch wenn inkrementelle Verbesserungen 
des Übergangssystems, beispielweise durch Ver-
besserung der Koordination der Maßnahmen und 
Akteure oder den Ausbau der Berufsberatung 
(Hoecker/Schwartz 2010: 18, 25), sicherlich sinn-
voll sind, so muss auch grundsätzlicher über 
strukturelle Reformen nachgedacht werden. Der 
internationale Vergleich zeigt, dass auch andere 
Kombinationsmodelle von schulischer und be-
trieblicher Ausbildung möglich und durchaus 
 erfolgreich sind.
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Das deutsche Berufsbildungssystem hat in den 
letzten Jahren und Jahrzehnten einen Prozess 
durchlaufen, den man als „Wandel trotz Re-
formstau“ (Busemeyer 2009b) bezeichnen kann. 
Vor allem in der langfristigen Perspektive, d. h. 
wenn man das heutige System mit dem Zustand 
der 1970er und 1980er Jahre vergleicht, zeigen 
sich deutliche Veränderungen. Zum einen ist dies 
bedingt durch Veränderungen im sozio-ökono-
mischen Kontext, wie etwa dem strukturellen 
Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungs- 
und Wissensgesellschaft. Zum anderen sind aller-
dings gerade in den letzten zehn Jahren einige 
Reformen auf den Weg gebracht worden, die auf 
den ersten Blick eher inkrementell erscheinen, 
langfristig allerdings durchaus den Charakter des 
Systems verändern könnten. Das Problem ist, dass 
diese Reformen zur Bewältigung des oben skizzier-
ten Reformbedarfs wenig beigetragen haben –   
auch wenn sie zum Teil explizit mit der Lösung 
des Übergangsproblems gerechtfertigt wurden. 

Im Folgenden möchte ich zunächst die wich-
tigsten Reforminitiativen der vergangenen zehn 
Jahre in grober chronologischer Reihenfolge vor-
stellen. Im Anschluss diskutiere und bewerte ich 
die Reformmaßnahmen vor dem Hintergrund der 
Leitfrage dieser Studie – der sozialen Inklusion 
ausbildungswilliger Jugendlicher. Abschließend 
gehe ich kurz auf die in den Reformdebatten er-
kennbaren politischen Konfl iktlinien und Akteurs-
konstellationen ein, da diese wichtig sind zur Ein-
schätzung der politischen Umsetzbarkeit der Re-
formoptionen, die im dritten Teil der Studie dis-
kutiert werden.

Reformen unter Rot-Grün

Die schwarz-gelben Koalitionen der 1980er und 
1990er Jahre verfolgten eine im klassischen Sinne 
konservative Berufsbildungspolitik. Nach den in-
tensiv geführten Reformdebatten der 1970er Jah-
re ging es den Kohl-Regierungen weniger darum, 
das System zu reformieren, sondern in seinen 
Grundfesten zu bewahren. Auch als nach der 
Wiedervereinigung und dem folgenden Wirt-
schaftsabschwung die Probleme auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt zunahmen, scheute man vor 
strukturellen Reformen zurück. Stattdessen wur-
de das Übergangssystem ausgebaut, da die Re-
gierung weiter davon ausging, dass die Probleme 
aus dem Ausbildungsstellenmarkt nur vorüber-
gehend und nicht strukturell seien (Busemeyer 
2009b: Kap. 3.2 und 3.3).

Die rot-grüne Bundesregierung ging nach 
Amtsantritt entschlossener gegen das Problem 
der Jugendarbeitslosigkeit vor, zum Beispiel in 
Form des JUMP-Programms („Jugend mit Pers-
pektive“). Nachdem sich die Krise auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt nach dem Platzen der 
 Dotcom-Blase wieder verschärfte, leitete die Re-
gierung – auch im Rahmen das Agenda 2010-Pro-
gramms – eine Reihe weiterer Maßnahmen ein, 
wie etwa die stärkere Verknüpfung der Ausbil-
dungsvorbereitung mit der Arbeitsmarktpolitik 
und die Schaffung eines Rechtsanspruchs auf 
Ausbildung oder Qualifi zierung für Jugendliche 
unter 25 Jahren als Teil der Hartz-Reformen. 
 Außerdem wurde die Ausbildereignungs-Verord-
nung (AEVO) ausgesetzt, die die Ausbildung von 
betrieblichen Ausbildern regelte. Diese Deregu-
lierung sollte es Betrieben erleichtern, Auszubil-
dende einzustellen. Die Liberalisierung des Hand-

Eine Geschichte verpasster Chancen: 
Reformen der berufl ichen Bildung seit Rot-Grün



Friedrich-Ebert-Stiftung

20

WISO
Diskurs

werksrechts (d. h. die Abschaffung des Meister-
zwangs in einer Reihe von Gewerken) zielte auf 
die Schaffung von neuen Beschäftigungsmöglich-
keiten in diesem Sektor, verbunden mit einem 
Anstieg der Zahl der Ausbildungsplätze.

In eine ähnliche Richtung ging die Entschei-
dung des damaligen Ministers für Wirtschaft und 
Arbeit, Wolfgang Clement (damals SPD), aus dem 
Jahr 2003, die Neuordnung von neuen theorie-
geminderten, zweijährigen Ausbildungsberufen 
wieder zuzulassen. Ein von der Regierung in Auf-
trag gegebenes Gutachten (Vogler-Ludwig et al. 
2003) bestätigte, dass durch diese Maßnahme zu-
sätzliche Ausbildungsplätze entstehen könnten. 
Vertreter der Arbeitgeberseite hatten bereits seit 
langem mehr Möglichkeiten der Differenzierung 
und mehr Flexibilität in der betrieblichen Um-
setzung von Ausbildungsordnungen gefordert 
(vgl. Busemeyer 2009b: Kap. 3.2 und 3.3), weil 
dies die betriebsspezifi schen Ausbildungskosten 
reduzieren und den -nutzen erhöhen würde. Zu-
dem hatte die Berufsbildungsforschung eine 
wachsende Nachfrage der Unternehmen nach 
 Arbeitskräften identifi ziert, die einerseits weniger 
qualifi ziert sein müssten als voll ausgebildete 
Fachkräfte, andererseits aber auch über spezifi -
sche Fertigkeiten verfügen sollten, die in anderen 
Sektoren, wie zum Beispiel dem Handwerk, aus-
gebildete Jugendliche nicht mitbrächten (Lacher 
2007). Daher wurde die Wiedereinführung von 
zweijährigen Berufen von Minister Clement gegen 
den Widerstand der Gewerkschaften, die „Schmal-
spurausbildungen“ (DGB 2006: 52) fürchteten, 
verordnet.

Ebenfalls kontrovers diskutiert wurde die 
Einführung einer Ausbildungsplatzumlage. Die-
ses Projekt wurde 2004 von Schröder zusammen 
mit Müntefering als Friedensangebot nach der 
Agenda-Periode an die Parteilinke betrieben, 
scheiterte letztendlich aber am Widerstand aus 
den eigenen Reihen. Im Unterschied zu weiter- 
gehenden Forderungen von gewerkschaftlicher 
Seite (vgl. z. B. IG Metall 1991[1990]: 533) sollte 
die Umlage nicht dauerhaft, sondern nur unter 
bestimmten Bedingungen greifen, nämlich wenn 
gesamtwirtschaftlich nicht genügend Ausbil-
dungsplätze zur Deckung der Nachfrage bereit 
stünden und wenn auf der Ebene des Einzelbe-

triebs der Anteil der Auszubildenden an den 
 Gesamtbeschäftigten unter sieben Prozent lag 
(Busemeyer 2009b: 152-153). Die genaue und 
zeitnahe Erfassung des einzelbetrieblichen Aus-
bildungsengagements hätte allerdings einen der-
art aufwändigen bürokratischen Mechanismus 
erfordert, dass das Gesetz vor allem als symboli-
sche „Rute im Fenster“ betrachtet werden muss, 
um Arbeitgeber freiwillig zur Schaffung weiterer 
Ausbildungsplätze zu bewegen. Diese eigentüm-
liche Kompromiss-Konstruktion hatte allerdings 
zur Folge, dass sich Widerstand auf beiden Seiten 
formierte. Auf der einen Seite stand der vehe-
mente Widerstand der Opposition und der Arbeit-
geber, zu denen sich auch einzelne SPD-Minister-
präsidenten (Simonis, Steinbrück und Beck) und 
Minister (Clement) gesellten. Die Gewerkschaf-
ten waren ebenfalls gespalten, denn sie wollten 
einerseits weitergehenden Maßnahmen (d. h. 
eine unkonditionale Abgabe) oder fürchteten um 
ihre branchenspezifi schen Regelungen (ebd.: 154). 

Letztlich ließ die Regierung das Gesetzge-
bungsverfahren zur Ausbildungsplatzumlage im 
Sand verlaufen und schloss stattdessen einen 
„Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräf-
tenachwuchs“ mit Vertretern der Wirtschaft. Die 
Gewerkschaften entschieden sich gegen eine Be-
teiligung, da der Pakt aus ihrer Sicht zu zahnlos 
war. Wesentliche Elemente des Paktes waren Zu-
sagen der Arbeitgeber, jährlich 30.000 neue (nicht 
aber zusätzliche) Ausbildungsplätze zu schaffen 
sowie jährlich 25.000 Jugendlichen eine betrieb-
liche Einstiegsqualifi zierung zu ermöglichen (die-
se wurde von der Bundesagentur für Arbeit be-
zuschusst). 

Im Jahr 2005 beschlossen die Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und Grünen eine Novellierung 
des Berufsbildungsgesetzes. Hierbei handelte es 
sich um die umfangreichste Änderung der gesetz-
lichen Grundlagen des Berufsbildungswesens seit 
Anfang der 1980er Jahre. Dennoch drückten 
manche Beobachter deutlich ihre Enttäuschung 
aus (Greinert 2005). Im Gegensatz zu den er-
bitterten Auseinandersetzungen um die Ausbil-
dungsplatzabgabe wurde diese Reform von einem 
breiten Konsens getragen. Neben der Neuausrich-
tung der Benachteiligtenförderung und der Er-
weiterung der Möglichkeiten der Flexibilisierung 
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und Differenzierung in der Neuordnungspolitik 
spielte bei der Reform auch die Internationalisie-
rung der Berufsbildung eine Rolle. Nach § 2 Abs. 3 
BBiG können nun Teile der Ausbildung im Aus-
land absolviert werden. 

Für die vorliegende Studie besonders bedeut-
sam war die Ausweitung des Zugangs von voll-
zeitschulisch Ausgebildeten zur Kammerprüfung. 
Diese Maßnahme war zeitlich befristet (bis 2011), 
da sie nur temporär die Engpässe am Ausbildungs-
stellenmarkt überbrücken sollte. Im Unterschied 
zu anderen Maßnahmen des Übergangssystems 
bestand hier allerdings für die Jugendlichen die 
Chance, im Rahmen einer vollzeitschulischen 
Ausbildung den gleichen Kammer-Abschluss zu 
erhalten wie betrieblich Ausgebildete. Die Sozial-
partner wehrten sich gemeinsam gegen diese von 
der Politik verordnete Aufwertung der vollzeit-
schulischen gegenüber der betrieblichen Ausbil-
dung. Über die Landesausschüsse für Berufsbil-
dung sicherten sie sich Mitspracherechte bei der 
Entscheidung darüber, welche vollzeitschuli-
schen Ausbildungsgänge zugelassen werden soll-
ten (Kremer 2006). Da dieser Prozess in jedem 
Bundesland separat durchgeführt werden musste, 
ist er äußerst schleppend verlaufen (BMBF 2008: 
133; Dobischat 2010: 124) und inzwischen wohl 
ganz zum Erliegen gekommen. 

Reformen während der Großen Koalition 
und unter Schwarz-Gelb

Die Reforminitiativen der Großen Koalition und 
der gegenwärtigen schwarz-gelben Regierung 
können aus mehreren Gründen zusammen dis-
kutiert werden. Zum einen hat mit dem Wechsel 
der Regierungskoalition im Jahr 2009 Annette 
Schavan, die Bundesbildungsministerin, ihr Amt 
behalten. Dies hat natürlich eine hohe Konstanz 
im Hinblick auf die Politikinhalte zur Folge. Hin-
zu kommt, dass sowohl unter der Großen Koali-
tion als auch unter Schwarz-Gelb das Reform-
tempo wesentlich geringer war als während der 
Agenda-Jahre der rot-grünen Regierung. Interes-
santerweise lassen sich auch einige Kontinuitä-
ten mit der rot-grünen Berufsbildungspolitik er-
kennen.

Kurz nach Amtsübernahme setzte Bundesbil-
dungsministerin Schavan im Frühjahr 2006 den 
„Innovationskreis Berufl iche Bildung“ (IKBB) ein, 
dem Experten der Länder, der Sozialpartner, der 
BA und des BIBB, aus der Wissenschaft, aber auch 
aus Unternehmen und Berufsschulen angehör-
ten. Im Rahmen und im Auftrag dieses Innova-
tionskreises legten die Berufsbildungsforscher 
 Euler und Severing ein Gutachten vor (Euler/Se-
vering 2006), das als Lösung für die gegenwärti-
gen Probleme der dualen Ausbildung (wie Lehr-
stellenmangel, Warteschleifen, geringe Durchläs-
sigkeit zur Hochschulbildung und sinkende Aus-
bildungsreife der Jugendlichen) die Schaffung 
von lernortübergreifenden, standardisierten Aus-
bildungsbausteinen empfahl (ebd.: 35). Die kon-
krete Ausgestaltung der Bausteine sollte dennoch 
dem dualen Prinzip folgen, d. h. eine Verzahnung 
zwischen Theorie und Praxis garantieren (ebd.: 
52 - 53). Nach Euler und Severing würde ein regu-
lärer Ausbildungsgang in fünf bis acht Bausteine 
zerlegt, wobei zwischen Grundlagen-, Spezial- 
und Wahlpfl ichtbausteinen unterschieden wird 
(ebd.: 52 - 53). 

Das Thema Modularisierung hatte bereits in 
den 1990er Jahren zu heftigen Debatten geführt, 
erhielt nun aber durch die Rückwirkungen der 
EU-Berufsbildungspolitik auf die nationale De-
batte wieder neuen Auftrieb. Der so genannte 
Kopenhagen-Prozess (benannt nach einem Tref-
fen des Rates der Bildungsminister in Kopenha-
gen im Jahr 2002) sah und sieht u. a. die Schaf-
fung eines Europäischen Qualifi kationsrahmens 
(EQR) sowie eines Anrechnungssystems für beruf-
liche Qualifi kationen (European Credit System for 
Vocational Education and Training, ECVET) vor. 

Der Europäische Qualifi kationsrahmen soll 
als Übersetzungsinstrument dienen, damit in ver-
schiedenen europäischen Ländern erworbene 
Qualifi kationen mit- und zueinander in Bezie-
hung gesetzt werden können und so die Mobili-
tät der lernenden und arbeitenden Bevölkerung 
unterstützt wird. Weil die Bildungssysteme eu-
ropäischer Länder so unterschiedlich sind und 
formal weiterhin das Subsidiaritätsprinzip in der 
europäischen Bildungspolitik gilt, soll der EQR 
keineswegs zu einer Harmonisierung der (Berufs-)
Bildungssysteme führen, sondern, im Gegensatz 
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dazu, die Unterschiedlichkeit der nationalen Bil-
dungssysteme anerkennen. Dies geschieht da-
durch, dass die Vergleichbarkeit von Qualifi katio-
nen nicht über Abschlüsse, sondern mittels der 
tatsächlich erzielten Lernergebnisse (learning 
outcomes) erreicht werden soll. 

Die Lernergebnisse werden in Form von 
„Kenntnissen“, „Fertigkeiten“ und „Kompeten-
zen“ dokumentiert und insgesamt acht Referenz-
niveaus zugeordnet. Nationale Qualifi kationsrah-
men können von diesem Schema aber abweichen 
(und z.B. weniger oder mehr als acht Niveaus auf-
weisen), so lange die Verknüpfung zu den EQR-
Niveaus geleistet wird. Aufgrund der Orientierung 
an learning outcomes kann und soll der EQR 
auch zur Förderung der „bildungssysteminhären-
ten“ Mobilität beitragen, d.h. die Durchlässigkeit 
und Gleichstellung zwischen Hochschulbildung 
und berufl icher Bildung fördern. Eine konsequen-
te Einordnung von Ausbildungsgängen nach 
Lern ergebnissen könnte dazu führen, dass auch 
berufl iche Bildungsgänge auf den höheren EQR-
Niveaus eingeordnet werden. 

Das European Credit System for Vocational 
Education and Training (ECVET) ist der zweite 
Pfeiler europäischer Berufsbildungspolitik. In ge-
wissem Sinne geht ECVET weiter als das Projekt 
EQR. Hier geht es nicht mehr um die Verbesse-
rung der Transparenz von Qualifi kationen und 
die „Übersetzung“ von einem Bildungskontext in 
einen anderen, sondern um den tatsächlichen 
Transfer dieser Bildungsleistungen. Analog zu 
dem für den Hochschulbereich entwickelten Eu-
ropean Credit Transfer System (ECTS) können 
dann Teile einer Ausbildung im (europäischen) 
Ausland absolviert werden, und es wird dabei 
 sichergestellt, dass die bzw. der Lernende diese im 
Ausland erworbenen Qualifi kationen angerech-
net bekommt. Ähnlich wie beim EQR soll aber 
nicht nur die Mobilität über europäische Gren-
zen hinweg gefördert werden, sondern auch die 
Mobilität innerhalb der Bildungssysteme („die 
vertikale und horizontale Durchlässigkeit zwischen 
den Teilen des Systems und insbesondere zwi-
schen der Berufs- und der Hochschulbildung“ 
(f-bb/BIBB 2007: 19)). Zur Umsetzung dieses An-
spruchs ist es allerdings notwendig, die Ausbil-

dungsgänge in verschiedene, übertragbare und 
akkumulierbare „Einheiten“ (units) zu zerlegen. 
Die auf EU-Ebene diskutierten Politikinstrumente 
zur Steigerung der Mobilität und Durchlässigkeit 
von Bildungssystemen unterstützen somit die 
Stellung und Legitimation nationaler Modulari-
sierungsbefürworter (vgl. auch Busemeyer 2009a; 
Trampusch 2008, 2009).

Der Innovationskreis legte 2007 seine Emp-
fehlungen vor, die u. a. eine klare Empfehlung zur 
Fortsetzung der Flexibilisierung der berufl ichen 
Bildung beinhalteten und die Erprobung von 
Ausbildungsbausteinen im Rahmen eines Pilot-
projektes für zehn bis zwölf Ausbildungsberufe 
vorschlugen (Innovationskreis berufl iche Bildung 
2007: 6). Des Weiteren empfahl der Beraterkreis 
eine stärkere Ausrichtung der Ausbildungsvorbe-
reitung und des Prüfungswesens an der betrieb-
lichen Praxis (ebd.: 7). Die Bundesregierung setzte 
wesentliche Teile dieser Empfehlungen im Rah-
men der Qualifi zierungsinitiative, die im Januar 
2008 verabschiedet wurde, um. Im Rahmen der 
DECVET-Pilotinitiative wird zur Zeit die Einfüh-
rung von Ausbildungsbausteinen in ausgewähl-
ten Berufen erprobt. Zusätzlich wurde auch die 
Einführung eines Ausbildungsbonus beschlossen, 
d.h. gezielte Subventionen in Höhe von 4.000 bis 
6.000 Euro pro Jahr an Betriebe, die zusätzliche 
Ausbildungsplätze für Altbewerber schaffen.

Der Ausbildungspakt wurde im Jahr 2007 
verlängert, da die Erfahrungen der ersten Phase 
als positiv bewertet wurden. Im Jahr 2010 be-
schlossen die Paktpartner, den Ausbildungspakt 
bis 2014 „mit neuen Schwerpunkten“ fortzuset-
zen (Ausbildungspakt 2010: 3).  Zum einen wer-
den von der Bundesregierung spezielle Program-
me zur Eingliederung von Altbewerbern, zur 
 Verbesserung der Ausbildungsreife Jugendlicher 
und zur Eingliederung von lernbeinträchtigten 
oder sozial benachteiligten Jugendlichen aufge-
legt. Zum Zweiten soll die Attraktivität der beruf-
lichen Bildung für Schülerinnen und Schüler mit 
starken  Vorqualifi kationen gesteigert werden. 
Schließlich wird auch der Verbesserung der Inte-
gration von Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund ein hoher Stellenwert eingeräumt. Daher 
wurde neben der Kultusministerkonferenz (KMK) 
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auch der  Integrationsbeauftragte der Bundesre-
gierung als neuer Paktpartner aufgenommen. 
Auffallend ist, dass die Gewerkschaften weiterhin 
nicht beteiligt sind. 

Parallel dazu wurde die Einführung eines 
Deutschen Qualifi kationsrahmens (DQR) debat-
tiert. Nachdem sich Ende 2006 das BMBF und die 
KMK grundsätzlich darauf geeinigt hatten, ge-
meinsam den Entwurf eines Deutschen Qualifi ka-
tionsrahmens (DQR) zu erarbeiten (BMBF/KMK 
2007: 2), wurde Anfang 2007 eine Bund-Länder-
Koordinierungsgruppe eingesetzt. Darüber hinaus 
gründeten die Verantwortlichen einen Arbeitskreis 
„Deutscher Qualifi kationsrahmen“ (AK DQR), 
dem neben den Mitgliedern der Koordinierungs-
gruppe auch Delegierte der Sozialpartner (Ge-
werkschaften, Arbeitgeber), anderer Bildungsbe-
reiche (vor allem Hochschulen) sowie Experten 
angehören. Der Arbeitskreis legte im Februar 2009 
einen ersten „Diskussionsvorschlag eines Deut-
schen Qualifi kationsrahmens für lebenslanges Ler-
nen“ vor (AK DQR 2009), auf den im März 2011 
der endgültige Beschluss erfolgte (AK DQR 2011). 

Politische Konfl ikte 
und Akteurskonstellationen

Die deutsche Berufsbildungspolitik ist ein Politik-
feld mit einer hohen Zahl an „Vetospielern“, d. h. 
politischen Akteuren, deren Zustimmung de jure 
und/oder de facto notwendig ist, um eine Ab -
kehr vom Status Quo zu erreichen (vgl. Tsebelis 
2002). Die spezifi sche Problematik der Berufs-
bildungspolitik ergibt sich durch die Verschrän-
kung der korporatistischen und der föderalisti-
schen Politik-Arena. Die Länder sind für den 
schulischen Teil der dualen Ausbildung sowie die 
meisten vollzeitschulischen Ausbildungsgänge 
und für die schulischen Teile des Übergangssys-
tems zuständig. Die Sozialpartner sind im Rah-
men der Neuordnungspolitik an der Reform von 
Ausbildungsordnungen beteiligt. Der Bund koor-
diniert die komplexen Aushandlungsprozesse, 
wobei die Zuständigkeit für die Berufsbildung tra-
ditionell über verschiedene Ressorts verteilt ist 
(neben dem Bildungsministerium ist das vor al-

lem noch das Arbeitsministerium). Das Bundes-
institut für Berufsbildung (BIBB) spielt eine zen-
trale Rolle in der Koordinierung der Neuord-
nungspolitik sowie der Berufsbildungsforschung. 
Mit der wachsenden Bedeutung des Übergangs-
systems hat jedoch auch die Rolle der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) zugenommen, die für die 
eher betrieblich ausgerichteten Teile des Über-
gangssystems verantwortlich ist.

Aufgrund dieser hohen Dichte an Vetospie-
lern vollzieht sich Politikwandel nur in kleinen, 
inkrementellen Schritten, auch wenn diese lang-
fristig signifi kante Veränderungen in Gang setzen 
können (Busemeyer 2009b). Dies bezieht sich 
nicht nur auf die eigentlichen Politikinhalte, son-
dern auch auf den politischen Prozess. Besonders 
in der Prozessdimension haben sich in den letz-
ten Jahren neue Akteurskonstellationen heraus-
gebildet. Die rot-grüne Regierungsperiode, vor 
allem die Agenda-Phase zwischen 2003 und 2005, 
haben sich im Nachhinein als Phase „kritischer 
Weichenstellungen“ erwiesen, die die deutsche 
Berufsbildungspolitik nachhaltig beeinfl usst hat. 

Eine entscheidende Weichenstellung ist der 
unter Wolfgang Clement vollzogene Bruch mit 
dem Konsensprinzip. Seit dem Scheitern der gro-
ßen Reformpläne der sozial-liberalen Koalition 
der 1970er Jahre war das Konsensprinzip eine der 
zentralen Säulen der deutschen Berufsbildungs-
politik. Es besagte, dass Reformen, sei es in der 
institutionellen Struktur des Systems oder bei 
einzelnen Ausbildungsberufen, nicht gegen den 
Widerstand der Sozialpartner beschlossen werden 
sollten. Die Regierung übernahm die Rolle eines 
neutralen Vermittlers und Moderators und schob 
Entscheidungen so lange auf, bis Konsens unter 
den Sozialpartnern erreicht worden war (Hilbert 
et al. 1990: 55; Streeck et al. 1987). Das Beispiel 
der Neuordnung der Metall- und Elektroberufe, 
die insgesamt fast 15 Jahre währte, zeigte, dass 
dieser Konsensfi ndungsprozess durchaus lange 
dauern konnte, wenngleich die durchschnittliche 
Verfahrensdauer bei Neuordnungsverfahren in-
zwischen deutlich reduziert werden konnte. 

Die Kohl-Regierungen waren im Vergleich 
zur sozial-liberalen Koalition insgesamt weniger 
gewillt, die Autonomie der Sozialpartner in der 
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Berufsbildung einzuschränken (Busemeyer 2009b: 
106). Obwohl die Kohl-Regierung ab und an 
 Signale an die Sozialpartner sandte, die Neuord-
nungsverfahren zu beschleunigen, blieben grö-
ßere Eingriffe aus. Mit Antritt der rot-grünen Re-
gierung im Jahr 1998 und vor allem durch die 
Aktionen des Ministers Clement wurde jedoch 
deutlich, dass die Regierung zur Lösung der Krise 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt bereit war, ak-
tiver in die Neuordnungspolitik und die Berufs-
bildungspolitik im Allgemeinen einzugreifen. 
Eine reine Konfrontationsstrategie – also eine 
Frontstellung zwischen Regierung und Sozialpart-
nern – wäre sehr riskant gewesen. Also musste die 
Regierung zumindest eines der beiden Lager auf 
ihre Seite bringen. 

Sie entschied sich im Fall der berufl ichen Bil-
dung für eine Allianz mit den Wirtschaftsvertre-
tern, die durch den Ausbildungspakt (ohne Betei-
ligung der Gewerkschaften) eine formale Hülle 
erhielt. Diese neue Allianz der „Modernisierer“ 
aus Regierung und weiten Teilen der Arbeitgeber-
schaft hat auch über das Ende der rot-grünen 
 Regierungsperiode hinaus Bestand (wie die regel-
mäßige Verlängerung des Ausbildungspaktes 
zeigt) und ist eine wesentliche Antriebskraft hin-
ter Projekten wie der Wiedereinführung von 
zweijährigen Ausbildungsberufen, der Flexibili-
sierung von Ausbildungsinhalten, der Verbetrieb-
lichung von Ausbildungsvorbereitung und Prü-
fungswesen, der Internationalisierung und Euro-
päisierung des Berufsbildungswesens. 

Die Gewerkschaften, obwohl in den 1970er 
Jahren klare Reform-Befürworter, sind zunehmend 
in eine defensive Rolle geraten. In einigen Debat-
ten, vor allem beim Thema Modularisierung und 
Verlagerung des Prüfungswesens von den Kam-
mern in die Betriebe, fi nden sich Gewerkschaften 
in einer Allianz mit Teilen der Arbeitgeberschaft, 
vor allem dem Handwerk, aber auch den Kam-
mern. Diese wehren sich ebenso wie die Gewerk-
schaften gegen eine zu weit gehende Transforma-
tion des kollektiven Ausbildungssystems in eine 
segmentalistische, d.h. auf die individuellen Be-
dürfnisse des Einzelbetriebs zugeschnittene Rich-
tung. Denn exportorientierte Großunternehmen 
profi tieren von neuen Entwicklungen wie Inter-
nationalisierung, Flexibilisierung und Verbetrieb-

lichung der Ausbildungsinhalte und -organisa-
tion wesentlich mehr als kleine Betriebe, die sich 
auf regionalen Märkten bewegen.

Neben dieser neuen Konfl iktlinie zwischen 
Modernisieren einerseits und Gewerkschaften 
und Handwerk andererseits bleibt die alte Kon-
fl iktlinie zwischen Sozialpartnern und Staat aber 
weiter relevant (Busemeyer 2012). Das eindrucks-
vollste Beispiel in diesem Zusammenhang ist die 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes aus dem 
Jahr 2005. Hier haben so gut wie alle politischen 
Parteien im Konsens beschlossen, einen vollzeit-
schulischen Zweig neben dem betrieblichen Aus-
bildungszweig zu etablieren. In der Vollzugsphase 
sind sie damit am gemeinsamen Widerstand der 
Sozialpartner weitestgehend gescheitert.

Die Verschiebung der politischen Konfl ikt-
linien zeigt: Die Machtverhältnisse im Politikfeld 
Berufsbildung haben sich nachhaltig verschoben. 
Als das Konsensprinzip noch uneingeschränkt 
galt, hatten die Gewerkschaften eine effektive 
Veto-Position. In der neuen Konstellation drohen 
die Gewerkschaften, in einer strukturellen Min-
derheitenposition gefangen zu bleiben, wenn Ar-
beitgeberverbände zusammen mit der Bundes-
regierung Modernisierungsprojekte gegen den 
Widerstand der Gewerkschaften durchsetzen. Die 
Arbeitgeber befi nden sich somit in einer beson-
ders einfl ussreichen Stellung: Sie können die alte 
korporatistische Koalition zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern aktivieren, um zu weit 
gehende Eingriffe des Staates in die Berufsbil-
dungspolitik abzuwehren (z. B. bei der Umsetzung 
der BBiG-Novelle). Sie können allerdings auch 
zusammen mit Vertretern der Regierung eine 
 Koalition der „Modernisierer“ eingehen, um die 
Flexibilisierung, Differenzierung und Verbetrieb-
lichung der Berufsbildung voranzutreiben (vgl. 
Busemeyer 2012).

Kritische Bewertung der Reformen der 
letzten Jahre

Bei der Bewertung der Reformen der vergangenen 
Jahre muss natürlich zunächst deutlich gemacht 
werden, was der zu Grunde liegende Bewertungs-
maßstab ist. Reformen können, je nach Perspek-
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tive, sehr unterschiedlich bewertet werden. Aus 
einer optimistischen Perspektive heraus kann ar-
gumentiert werden, dass die Reformen das deut-
sche System der Berufsbildung fl exibler, interna-
tionaler und differenzierter gemacht haben. Die 
duale Ausbildung ist für eine Vielzahl deutscher 
Unternehmen weiterhin eine wichtige Säule der 
Personalpolitik und wird wieder zum Export-
schlager. Wie die Daten aus dem IAB-Betriebs-
panel und den jüngsten Berufsbildungsberichten 
zeigen (s.o.), bleibt die Bereitschaft der Unter-
nehmen, in Ausbildung zu investieren, trotz Krise 
im Wesentlichen stabil – wenngleich auf einem 
niedrigeren Niveau als in den 1980er Jahren. Das 
ist sicherlich in Teilen auch darauf zurückzu-
führen, dass (einzel-)betrieblichen Bedürfnissen 
in der Berufsbildung stärkeres Gewicht beigemes-
sen wurde.

Auf der anderen Seite jedoch sind die struk-
turellen Probleme des Übergangssystems und die 
Frage der sozialen Inklusion lernschwacher Ju-
gendlicher weiterhin ungelöst. Das ist insoweit 
nicht verwunderlich, da die jüngsten Reformen 
vor allem auf die Flexibilisierung, Internationa-
lisierung und Ausdifferenzierung des Systems ge-
richtet waren und die Inklusionsfrage, wenn-
gleich gerne als Rechtfertigungsgrund genannt, 
ein Nebenaspekt blieb. Ein weiterer Grund ist, 
dass die zentralen beteiligten Akteure die betrieb-
liche Ausbildung gegenüber außerbetrieblichen 
oder vollzeitschulischen Alternativen mehr oder 
weniger uneingeschränkt bevorzugen. Die Arbeit-
geber möchten durch die Ausbildung bereits früh 
Fachkräfte binden; der Staat erhofft sich Kosten-
einsparungen, da die Unternehmen die Erstaus-
bildung fi nanzieren; Gewerkschaften können Ju-
gendliche früh in die betriebliche Sozialgemein-
schaft sozialisieren und wertschätzen die einfa-
chen Übergänge von Ausbildung in den Beruf.

Am Anfang der Bewertung von Reformmaß-
nahmen und -alternativen muss allerdings eine 
einfache Erkenntnis stehen: Die Tatsache, dass in 
den 1970er und 1980er Jahren die Zahl der von 
Unternehmen angebotenen Ausbildungsplätze in 
Quantität und Qualität der durch Demographie 
und Bildungssystem geprägten Nachfrage von 
Seiten der Jugendlichen entsprach, war ein glück-
licher Zufall, keine systemimmanente funktio-

nale Notwendigkeit. In diesem Sinn funktioniert 
der Ausbildungsstellenmarkt nicht wie ein „nor-
maler“ Arbeitsmarkt: Die „Preise“ sind weniger 
fl exibel, da sie von tarifl ich gesetzten Ausbil-
dungsvergütungen sowie den Ausbildungsver-
ordnungen abhängen. Strukturelle Veränderun-
gen, wie z. B. der demographische Wandel, die 
gestiegenen Qualifi kationsanforderungen, die 
Globalisierung oder der Wandel zur Dienstleis-
tungsgesellschaft, können dieses vermeintliche 
Gleichgewicht wieder schnell in ein strukturelles 
Ungleichgewicht verwandeln. Von daher gehen 
Vorschläge, die zur Lösung der Probleme des 
Übergangssystems lediglich auf eine Ausweitung 
des Ausbildungsangebots („Mehr Ausbildungs-
plätze!“) setzen, genauso am Kern des Problems 
vorbei wie Erwartungen, die Inklusionskrise wer-
de sich durch den demographischen Wandel qua-
si von alleine lösen.

Im Nachhinein muss auch konstatiert wer-
den, dass die Vielzahl der großen und kleinen Re-
formen, die seit der Agenda-Periode umgesetzt 
wurden, in weiten Teilen im Hinblick auf die 
 Inklusionsproblematik erfolglos waren, wie die 
Zahlen aus dem ersten Teil der Studie belegen. 
Beispiel zweijährige Berufe: Zwar ist die Zahl der 
Auszubildenden in zweijährigen Berufen in den 
ersten Jahren nach Einführung stark angestiegen 
(Thelen/Busemeyer 2012: 83; Uhly et al. 2011). 
Außerdem kann nachgewiesen werden, dass Ju-
gendliche mit niedrigeren Schulabschlüssen und 
solche, „denen der Übergang in eine drei- oder 
dreieinhalbjährige Ausbildung nicht ohne Wei-
teres gelingt“ (Uhly et al. 2011: 34), in zweijäh-
rigen Ausbildungsgängen überrepräsentiert sind. 
Es gibt aber keine gesicherten Hinweise darauf, 
dass diese zum Sprungbrett für lernschwache Ju-
gendliche geworden sind (Gruber et al. 2007). 
Wie Uhly, Kroll und Krekel (2011: 34) in einer 
umfangreichen Analyse zeigen, setzen im Schnitt 
lediglich 28 Prozent der Absolventen von zwei-
jährigen Ausbildungsgängen ihre Ausbildung in 
drei- oder dreieinhalbjährigen Ausbildungsbe-
rufen fort. Somit besteht eher die Gefahr, dass 
Unternehmen Jugendliche zunächst in einem 
zweijährigen Beruf einstellen und dann später, je 
nach einzelbetrieblichem Bedarf, in einen drei-
jährigen Beruf übernehmen (das sogenannte 
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„unechte“ Stufenmodell nach dem neuen BBiG, 
vgl. Bretschneider/Schwarz 2011). Die zweijähri-
gen Berufe haben vor allem die einzelbetriebliche 
Flexibilität erhöht (denn sie können nun einfa-
cher entscheiden zwischen Ausbildung in zwei- 
oder dreijährigen Berufen), aber nicht unbedingt 
die Inklusionschancen für schwache Jugendliche 
verbessert. Die ebenfalls in der Agenda-Periode 
beschlossene Aussetzung der Ausbilder-Eignungs-
verordnung (AEVO) ist einer umfassenden Wir-
kungsanalyse unterzogen worden (Ulmer et al. 
2008). Diese kommt zu dem Schluss, dass durch 
die Aussetzung der AEVO zwar eine gewisse Zahl 
von zusätzlichen Ausbildungsplätzen geschaffen 
wurde (zwischen 10.000 und 25.000 pro Jahr), 
diese aber mit Einbußen bei der Qualität einher-
gingen, wie durch eine Zunahme der Ausbil-
dungsabbrüche belegt (ebd.: 3 - 4, so auch An-
buhl/Gießler 2012).

Auch der Ausbildungspakt zielte auf die 
Schaffung neuer Ausbildungsplätze und die Be-
reitstellung von betrieblichen Einstiegsqualifi zie-
rungen. Die Bilanz der Paktpartner ist durchweg 
positiv, denn die Zusagen der Wirtschaft konnten 
im Wesentlichen eingehalten werden. Das liegt 
auch an der spezifi schen Defi nition des Erfolgs-
kriteriums: Die Schaffung von neuen Ausbildungs-
plätzen fällt leichter als die Schaffung von zusätz-
lichen Ausbildungsplätzen. Das Gesamtangebot an 
Ausbildungsplätzen kann auch bei Schaffung von 
neuen Ausbildungsplätzen zurückgehen, wenn 
zum Beispiel neue Ausbildungsbetriebe hinzu-
kommen, aber eine höhere Zahl von bisherigen 
Ausbildungsbetrieben aussteigen. Die Einstiegs-
qualifi zierungen waren im Wesentlichen von der 
BA subventionierte Betriebspraktika. Auch hier 
ist nicht verwunderlich, dass durch Mitnahme-
effekte genügend Plätze zur Verfügung gestellt 
werden konnten, wenngleich erwähnt werden 
sollte, dass die Übergänge von betrieblicher Ein-
stiegsqualifi zierung in reguläre Ausbildung besser 
funktionieren als bei anderen Maßnahmen des 
Übergangssystems. Die tiefer liegenden, struktu-
rellen Probleme des Übergangssystems sind je-
denfalls durch den Ausbildungspakt nicht nach-
haltig gelöst worden.

Die Ausbildungsplatzumlage hätte u. U. effek-
tiver zur Lösung des Inklusionsproblems beitra-
gen können, wenn durch die Einnahmen intelli-
gent gestaltete Politikinstrumente wie Ausbil-
dungsgutscheine oder außerbetriebliche Ausbil-
dung fi nanziert werden (für konkrete Vorschläge 
siehe unten). In diesem Sinne kann das Scheitern 
der Ausbildungsumlage im Jahr 2004 als verpass-
te Chance betrachtet werden. Allerdings sollte 
dieser Punkt auch nicht überbewertet werden. 
Zunächst einmal ist festzuhalten, dass eine kon-
ditionale Ausbildungsumlage kein sinnvolles 
 Politikinstrument ist. Die bürokratische Struktur, 
die notwendig gewesen wäre, um die gesamtwirt-
schaftliche Nachfragelücke sowie das einzel be-
triebliche Ausbildungsengagement rechtsverbind-
lich zu erfassen, wäre so aufwändig gewesen, dass 
selbst Sympathisanten der Umlage dies nicht 
mehr nachvollziehen konnten (Heidemann 2000). 
Eine unkonditionale Ausbildungsumlage (z. B. ein 
fester Prozentsatz der Lohnsumme) wäre büro-
kratisch wesentlich einfacher umzusetzen. Betrie-
be, die sich schon in der Ausbildung engagieren, 
könnten dann über die Subventionen einen Teil 
der Umlage wieder zurückbekommen (oder sogar 
einen Überschuss erzielen). Wenn die Umlage 
von allen Betrieben gleichermaßen erhoben wird, 
ist sie, abgesehen von der Symbolik, aber im Kern 
nichts anderes als eine zusätzliche Steuer. Der 
entscheidende Punkt ist also weniger, ob Betriebe 
über eine Umlage oder eine Zusatzsteuer belastet 
werden, sondern welche Instrumente konkret 
mit den Einnahmen gefördert werden. 

Die Reform des BBiG im Jahr 2005 kann 
ebenfalls als verpasste Chance gewertet werden – 
insbesondere die Regelung, die Kammerprüfung 
für Jugendliche, die statt eines betrieblichen  einen 
vollzeitschulischen Ausbildungsgang durchlaufen 
haben, zu öffnen. Dies hätte langfristig einen voll-
wertigen alternativen Zweig der berufl ichen Bil-
dung neben der rein betrieblichen Ausbildung 
etabliert. Die Sozialpartner, sowohl die Gewerk-
schaften (mit Ausnahme der GEW) als auch die 
Arbeitgeber, befürchteten eine direkte Konkur-
renz zur betrieblichen Ausbildung und haben die 
Umsetzung dieser Regelung in der Implementa-
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tionsphase daher effektiv blockiert. Die Erfahrung 
anderer Länder, vor allem Dänemark, zeigt jedoch, 
dass unterschiedliche Kombinationsmodel le von 
vollzeitschulischer und betrieblicher Ausbildung 
durchaus funktionieren und nicht zu  einer Ver-
drängung des betrieblichen Zweigs führen.

Zu guter Letzt einige Worte zum Deutschen 
Qualifi kationsrahmen. Wie oben erwähnt, wurde 
die Europäisierungsdebatte in den letzten Jahren 
sehr intensiv geführt, weil sie stark mit der natio-
nalen Reformdebatte verknüpft war. Der aufwän-
dige Konsensbildungsprozess, der hier in Gang 
gesetzt wurde, hat enorme politische und sonsti-
ge Ressourcen gebunden. Doch selten traf das 
Sprichwort vom kreißenden Berg, der eine Maus 
gebiert, so gut zu wie im Fall des DQR. Statt den 
DQR zu nutzen, um wie ankündigt die „Durchläs-
sigkeit“ des deutschen Bildungssystems zu ver-
bessern, wird explizit festgehalten, dass der DQR 
das bestehende System der Zugangsberechtigun-
gen nicht ersetzen wird: „Das Erreichen eines 
 bestimmten Niveaus des DQR berechtigt nicht 
automatisch zum Zugang zur nächsten Stufe.“ 
(AK DQR 2011: 5) Ebenso zielt der DQR auf die 
Schaffung der Gleichwertigkeit zwischen beruf-
licher und akademischer Ausbildung. Diese wur-
de jedoch gerade in Deutschland viel weniger in 

Frage gestellt als in anderen Ländern, eben weil 
die duale Ausbildung weithin geschätzt wird. 
Durch die strukturell bedingte Notwendigkeit, Bil-
dungsabschlüsse auf verschiedenen Niveaus einzu-
ordnen, bewirkt der DQR jedoch genau das Gegen-
teil von Gleichwertigkeit, denn auf den oberen 
Niveaus ist vor allem die Hochschulbildung zu 
fi nden. Auch wenn prinzipiell einige berufl iche 
Fortbildungsgänge auf den oberen Niveaus veror-
tet sind, fi nden sich die quantitativ bedeutsamen 
Abschlüsse der berufl ichen Bildung auf den unte-
ren Stufen. Schließlich propagiert der DQR eine 
Orientierung auf Lern-Outcomes, unabhängig 
von Abschlüssen. Auch hier ist genau das Gegen-
teil eingetreten: Die Zuordnung zu einzelnen Ni-
veaus erfolgt auf der Grundlage von Input-Fak to-
ren, wie etwa Dauer der Ausbildung oder Zuord-
nung zum berufl ichen oder akademischen Sektor. 
Eigentlich hätte man jeden einzelnen Bildungs-
gang individuell einem Niveau zuordnen müssen. 
Anspruch und Wirklichkeit klaffen also beim DQR 
besonders weit auseinander. Die  eigentlichen Pro-
bleme des Systems löst er nicht. Angesichts der 
 hohen politischen und sonstigen Ressourcen, die 
in dieses Projekt gefl ossen sind, muss auch der 
DQR als vertane Chance bewertet werden.
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Perspektiven: Reformoptionen und -modelle

Im abschließenden dritten Teil der Studie möchte 
ich verschiedene Reformoptionen diskutieren 
und dabei auf konkrete Modelle aus dem in-
ternationalen Vergleich und dem nationalen 
 Föderalismus-Labor verweisen. Es soll nicht da-
rum gehen, ferne Reformutopien zu zeichnen, 
sondern politisch umsetzbare, realistische Alter-
nativen. Die Leitfrage ist, wie oben erwähnt, wie 
das System der berufl ichen Bildung so reformiert 
werden kann, dass die soziale Inklusion lern-
schwacher Jugendlicher verbessert wird und 
 lebenslange Maßnahmenkarrieren vermieden 
werden (so auch der Tenor des jüngsten Partei-
tagsbeschluss der SPD zum Thema Bildung, vgl. 
SPD 2011). 

An dieser Stelle sind zunächst einige grund-
legende Bemerkungen notwendig. Ein Problem 
der deutschen Debatte ist meines Erachtens, dass 
der große Erfolg der betrieblich-dualen Ausbil-
dung zu einer so starken Dominanz dieses Mo-
dells geführt hat, dass alternative Modelle wenig 
geschätzt werden, obwohl sie in anderen Ländern 
gut funktionieren. Hinzu kommt, dass der Staat 
im Rahmen der Ausbildungspolitik eine Vielzahl 
von sozialpolitischen Aufgaben an die Unterneh-
men delegiert hat, die diese mal mehr, mal we-
niger umsetzen können oder wollen. Wenn Un-
ternehmen jedoch anfangen, Ausbildung nicht 
mehr als ökonomisch sinnvolle Investitionen zu 
betrachten, sondern als sozialpolitische Wohltat, 
dann besteht langfristig die Gefahr, dass sie sich 
tatsächlich aus der Ausbildung zurückziehen oder 
nur noch durch hohe Subventionen zu motivie-
ren sind, wie das Beispiel Großbritannien zeigt. 
Das heißt im Umkehrschluss:
(1) Staatliche Berufsbildungspolitik muss ihre 
Verantwortung in der Frage der sozialen Inklu-
sion von schwachen Jugendlichen wieder stärker 
annehmen und dies nicht leichtfertig an die Un-
ternehmen delegieren.

(2) Die Berufsbildungspolitik muss viel stärker die 
Schnittstellen mit anderen Sektoren des Bildungs-
systems, v.a. der Sekundarschulbildung, und der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik in den Blick neh-
men (vgl. auch Bosch 2010: 58). Da die duale 
Ausbildung lange Zeit als effektives Auffangbe-
cken für praktisch begabte Jugendliche diente, 
hat die Bildungspolitik ihre Aufgabe, Jugendliche 
im Rahmen der allgemeinen bildenden Schulen 
ausbildungsreif zu machen, vernachlässigt. 
(3)  Das duale Ausbildungssystem im Kern ist 
nicht so sehr reformbedürftig wie die angrenzen-
den Sektoren des Bildungssystems. Das heißt, es 
muss darum gehen, das System in seiner Gesamt-
heit zu reformieren und dabei die duale Ausbil-
dung als Kernstück zu erhalten. Hier sind neue 
Kombinationsmodelle aus betrieblicher, vollzeit-
schulischer und außerbetrieblicher Ausbildung 
möglich und notwendig.
(4) Weder der demographische Wandel noch 
 Appelle an die Ausbildungsbereitschaft der Un-
ternehmen werden das strukturelle Problem der 
sozialen Inklusion von Altbewerbern und lern-
schwachen Jugendlichen lösen können. Da wir es 
mit einem strukturellen Mismatch der von Ju-
gendlichen mitgebrachten und der von den Ar-
beitgebern nachgefragten bzw. vorausgesetzten 
Fertigkeiten zu tun haben, kann es sowohl zu 
 offener und verdeckter Jugendarbeitslosigkeit 
kommen als auch zu Fachkräftemangel. Die Bil-
dungs- und Arbeitsmarktpolitik ist gefordert, die-
sen strukturellen Mismatch aufzulösen.

Reformmodelle aus dem internationalen 
Vergleich

Ich möchte im Folgenden zwei Reformmodelle 
aus dem internationalen Vergleich diskutieren: 
Dänemark und die Niederlande. Beide Länder 
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schneiden beim Indikator Jugendarbeitslosigkeit 
mindestens so gut ab wie Deutschland (siehe Ab-
bildung 3). Dänemark lag in den Jahren 2007 und 
2008 unter dem Niveau von Deutschland, in 
jüngster Zeit allerdings leicht darüber. Die Nie-
derlande lagen in den letzten Jahren immer unter 
dem deutschen Niveau. Auch Österreich schnei-
det im Schnitt besser ab als Deutschland, der Ver-
gleichsfall Frankreich aber deutlich schlechter. 
Die Zahlen verdeutlichen, dass das einfache Vor-
urteil, dass schulische Berufsbildungssysteme im 
Hinblick auf Jugendarbeitslosigkeit schlechter ab-
schneiden als duale Systeme, in dieser Pauschali-
tät nicht zutrifft. Es ist zwar richtig, dass Länder 
wie Frankreich oder auch Schweden deutlich 
schlechter dastehen als duale Ausbildungssyste-
me. Aber Länder, die betriebliche Ausbildung mit 
vollzeitschulischer Ausbildung systematisch 
kombinieren, schneiden besser ab als Deutsch-
land, in dem die duale Ausbildung klar domi-

niert.2 Der Grund ist einfach: Länder, die duale 
mit vollzeitschulischer oder außerbetrieblicher 
Ausbildung kombinieren, können marktbedingte 
Schwankungen im Ausbildungsangebot besser 
ausgleichen. Sie können auch besser dafür sor-
gen, dass diejenigen Jugendlichen, die keinen be-
trieblichen Ausbildungsplatz erhalten, dennoch 
eine gewisse Grundbildung und einen anerkann-
ten Abschluss bekommen und so im Anschluss 
an das Verlassen des Schulsystems weniger dem 
Risiko der Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind. 

Zur Verdeutlichung möchte ich im Folgen-
den die Berufsbildungssysteme der Länder Däne-
mark und Niederlande in Grundzügen vorstellen. 
Der entscheidende Unterschied zum deutschen 
Modell ist, dass es in beiden Ländern eine Wahl-
möglichkeit gibt zwischen einem betrieblichen 
und einem vollzeitschulischen oder außerbetrieb-
lichen Zweig der berufl ichen Bildung, die beide 
zu den gleichen Abschlüssen führen. 

2 Die Schweiz liegt bei der Jugendarbeitslosigkeit ebenfalls unter dem Niveau von Deutschland, obwohl auch hier die duale Ausbildung 
klar dominiert. Bei der Schweiz ist allerdings die allgemein sehr positive Arbeitsmarktlage zu berücksichtigen.

Abbildung 3:

Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit in ausgewählten Ländern, 2007 - 2010

Quelle: OECD Employment Outlook.
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Dänemark

Wie Deutschland wird auch Dänemark vielfach 
als positives Reformbeispiel genannt (Jørgensen 
2008; Rauner 2008; Spöttl et al. 2009). Die Stärke 
des dänischen Modells liegt in der spezifi schen 
Kombination von Elementen aus verschiedenen 
Berufsbildungsmodellen, die sich im Idealfall 
 positiv ergänzen: Im Vergleich zu Österreich und 
den Niederlanden nimmt die betriebliche Ausbil-
dung ein größeres Gewicht ein; im Vergleich zu 
Deutschland und der Schweiz ist der betriebliche 
Zweig aber in stärkerem Maße in das allgemeine 
Bildungssystem integriert und den Berufsschulen 
kommt eine höhere Bedeutung zu. In Dänemark 
münden nach Ende der Pfl ichtschule 35 Prozent 
eines Jahrgangs in ein duales Programm ein, 
16 Prozent in eine schulische Ausbildung und 
39 Prozent in allgemeinbildende Sekundarschu-
len (Le Mouillour 2008: 13).

In Dänemark fanden in den letzten Jahr-
zehnten einige bedeutende Reformen statt. Vor 
der Reform 1991 hatte auch Dänemark mit dem 
Problem des Ausbildungsplatzmangels zu kämp-
fen. Nachdem auch gezielte Subventionen an Be-
triebe keine dauerhafte Abhilfe schafften, wurde 
durch die Reform Anfang der 1990er Jahre die 
schulpraktische Ausbildung (SKP) an der Schule 
eingeführt – trotz Widerstand aus dem Arbeitge-
berlager (Grollmann/Gottlieb/Kurz 2003: 6; Jør-
gensen 2008: 107; Juul/Jørgensen 2011: 293, 296). 
In diesem reformierten System durchlaufen zu-
nächst alle Jugendlichen eine Phase der berufl i-
chen Grundbildung, die vollzeitschulisch organi-
siert ist. Dabei können sie zwischen sieben Be-
rufsfeldern wählen (Spöttl et al. 2009: 38). Die 
Länge der Grundbildung ist je nach individuellen 
Bedürfnissen und Qualifi kationen variabel ausge-
staltet (zwischen 20 und 60 Wochen, siehe Groll-
mann/Gottlieb/Kurz 2003: 7). Nach (zertifi zier-
tem) Abschluss der berufl ichen Grundbildung 
treten die Jugendlichen in eine betriebliche Aus-
bildung ein, bei der sie zwischen 85 Ausbildungs-
berufen wählen können. Sollte es nicht gelingen, 
einen Ausbildungsplatz zu fi nden, kann die Aus-
bildung in der Schule in Form der SKP fortgesetzt 
werden. Die Ausbildungsabschlüsse der SKP und 

der betrieblichen Ausbildung sind gleichwertig 
und haben dieselben Inhalte. Jugendliche im 
schulischen Ausbildungszweig sind verpfl ichtet, 
weiter nach einem betrieblichen Ausbildungs-
platz zu suchen. 

Auch wegen der Kompatibilität der Inhalte 
besteht ein hohes Maß an Flexibilität beim Über-
tritt aus der schulischen in die betriebliche Aus-
bildung (Hoppe 2005: 53): Sollte ein Übertritt 
nicht unmittelbar nach der Grundbildungsphase 
möglich sein, kann er auch zu einem späteren 
Zeitpunkt erfolgen. Umgekehrt können Jugendli-
che auch die Grundbildungsphase umgehen und 
direkt eine vierjährige Ausbildung im Betrieb 
 beginnen. Bezeichnend ist, dass, obwohl die Ju-
gendlichen laut Befragungen mit der Qualität der 
schulischen Ausbildung zufrieden sind, sie eine 
betriebliche Ausbildung der vollzeitschulischen 
vorziehen – auch weil die Übergänge aus einer be-
trieblichen Ausbildung in Beschäftigung ein-
facher sind als aus dem schulischen Zweig (Le 
Mouillour 2008: 14, 15). 

Eine weitere Stärke des dänischen Systems ist 
die Flexibilität in der Anpassung der Ausbildungs-
programme an lokale Bedürfnisse und die damit 
verbundene ausgeprägte Kooperation zwischen 
Unternehmen, Gewerkschaften und Berufsschu-
len auf lokaler Ebene. Wie in den Niederlanden 
genießen auch in Dänemark Berufsschulen ein 
hohes Maß an Autonomie (Rauner 2008: 20 - 21). 
Regionale Berufsfachausschüsse unter Beteiligung 
der Sozialpartner sind u. a. zuständig für Prüfun-
gen, die Auswahl und Überwachung von Ausbil-
dungsbetrieben und die Bereitstellung von Wei-
terbildungsmöglichkeiten für Ausbilder (Spöttl et 
al. 2009: 38). Die lokalen Unternehmen sind über 
Berufsbildungsausschüsse unmittelbar am Mana-
gement der Berufsschulen beteiligt (Grollmann/
Gottlieb/Kurz 2003: 8) und diese haben eine hohe 
Flexibilität bei der inhaltlichen Ausgestaltung zen-
traler Vorgaben. Die Finanzierung der berufl  ichen 
Bildung erfolgt über ein Umlagesystem (AER). 
Alle Betriebe zahlen in Abhängigkeit von der Zahl 
der Beschäftigten in diesen Fonds ein, der Subven-
tionen an Ausbildungsbetriebe auszahlt und die 
Ausfallzeiten von Auszubildenden während der 
schulischen Phasen kompensiert (ebd.: 8).
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Die 2003 verabschiedete „Reform 2000“ hat 
dieses System zum Teil modifi ziert. Unter der 
Führung der rechts-liberalen Regierung und auf 
Vorschlägen der Arbeitgeber aufbauend wurde 
das System weiter fl exibilisiert, individualisiert 
und modularisiert (Jørgensen 2008: 109 - 111). 
Durch das neue System wurden Teilqualifi zierun-
gen eingeführt und Dauer und Inhalte von Aus-
bildungsprogrammen fl exibilisiert. Nach Jørgen-
sen ging es nicht mehr darum, „dass die Auszu-
bildenden all dieselben Qualifi kationen erwer-
ben, sondern vielmehr, dass sie Kompetenzen 
gemäß ihrem individuellen Ausbildungsplan und 
dem Ziel des Programms erwerben“ (Jørgensen 
2008: 112). Ein Ziel der Reform war, die Zahl der 
schulischen Ausbildungsplätze zu verringern und 
die der betrieblichen zu steigern. Daher wurde 
versucht, Ausbildung nach (einzel-)betrieblichen 
Bedürfnissen umzugestalten. Die Reform hat 
auch die Rolle des Bildungsministeriums auf Kos-
ten der korporatistisch organisierten Berufsaus-
schüsse gestärkt. Auf diese Weise wurden 2004 
29 neue Kurzprogramme ins Leben gerufen (Jør-
gensen 2008: 121). Die neuen Programme stießen 
jedoch auf den gemeinsamen Widerstand der Ar-
beitgeber und Gewerkschaften und sind inzwi-
schen wieder zum großen Teil abgeschafft wor-
den (Juul/ Jørgensen 2011: 299).

Niederlande

Ebenso wie in Österreich spielen in den Nieder-
landen berufl iche Vollzeitschulen insgesamt eine 
stärkere Rolle als in Deutschland oder der Schweiz. 
Die Dominanz der schulischen Berufsbildung ist 
in den Niederlanden noch stärker ausgeprägt als 
in Österreich. Die betriebliche Ausbildung ist im 
Status auf dem Arbeitsmarkt und bei den Bil-
dungsentscheidungen der Jugendlichen der schu-
lischen untergeordnet (Anderson/Hassel 2007: 
21). Die Jugendarbeitslosigkeit liegt allerdings 
nochmals unter dem Niveau von Österreich.

In den Niederlanden wurde das Berufsbil-
dungssystem 1996 durch das „Gesetz über Beruf-
liche und Erwachsenenbildung“ (WEB auf nieder-
ländisch) grundlegend reformiert. Vor Inkrafttreten 
des WEB existierte parallel zum berufsschulischen 
System eine dual organisierte Lehrlingsausbildung, 

die trotz Unterstützung durch Arbeitgeber und Ge-
werkschaften an Status verlor. Im Zuge der 1980er 
Jahre wuchs außerdem die Kritik am berufsschu-
lischen System; es sei zu wenig praxisorientiert 
und an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes und 
der Unternehmen ausgerichtet (Anderson/Hassel 
2007: 19 - 20; Reinisch/Frommberger 2004). 

Durch das WEB wurde versucht, die Rolle der 
Sozialpartner zu stärken. Die betriebliche Ausbil-
dung wurde in das schulische Berufsbildungssys-
tem integriert. Auf dem Niveau der mittleren Be-
rufsschulen (MBO) können Jugendliche zwischen 
einer dual organisierten, betrieblichen Variante 
(BBL) oder einer schulischen Variante (BOL) wäh-
len. Letztere wird von ca. zwei Dritteln der Schü-
ler in MBO besucht (Le Mouillour 2008: 11). 

Durch die Reform wurde außerdem eine Art 
von Modularisierung umgesetzt. In der berufl i-
chen Bildung gibt es vier Stufen, auf denen Qua-
lifi kationen verortet sind: Ausbildungen für Hilfs-
kräfte (sechs bis zwölf Monate), berufl iche Grund-
ausbildungsprogramme (zwei bis drei Jahre), re-
guläre berufl iche Ausbildungsprogramme und 
Ausbildungsprogramme für das mittlere Manage-
ment (Brandsma 2006: 96  -97). Auszubildende 
erhalten nach Absolvieren der jeweiligen Stufe 
ein Zertifi kat und können mit diesem entweder 
in einen anderen Beruf auf derselben Qualifi ka-
tionsebene wechseln oder die Ausbildung im sel-
ben Beruf auf der nächst höheren Stufe fortsetzen 
(Hoppe 2005: 52). Die Modularisierung der Aus-
bildung ging einher mit der Durchsetzung einer 
„kompetenz-basierten“, d. h. Outcome-orientier-
ten Umstellung der Curricula (Biemans et al. 
2004: 527). Ähnlich wie in Dänemark gibt es also 
auch in den Niederlanden fl exible Möglichkeiten, 
zwischen dem betrieblichen und dem vollzeit-
schulichen Zweig zu wechseln. Die starke Modu-
larisierung der Ausbildung hat aber auch Nach-
teile: Kritiker argumentieren, dass die einzelnen 
Qualifi kationsmodule häufi g zu eng geschnitten 
seien, so dass die Transparenz sowohl für Auszu-
bildende als auch für Betriebe mit inzwischen 
mehr als 700 Qualifi kationen eher ab- als zuge-
nommen habe (Brandsma 2006: 102).

Ein weiteres Element der umfassenden Re-
form war die Errichtung von branchenspezifi -
schen Wissenszentren (KC), die von nun an für 
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die Qualitätssicherung, die Schaffung von Aus-
bildungsprofi len und die Früherkennung von 
Qualifi kationsbedarfen zuständig waren. Die KCs 
sind korporatistisch organisiert, d. h. in Zusam-
menarbeit von Gewerkschaften, Arbeitgebern und 
Vertretern des staatlichen Bildungswesens, so dass 
eine bessere Anbindung der Berufsbildung an die 
Bedürfnisse des Arbeitsmarktes als zuvor gewähr-
leistet war (Anderson/Hassel 2007: 19). Bereits An-
fang der 1990er Jahre wurden die regio nalen Aus-
bildungszentren (ROC) durch Fusion von öffent-
lichen Berufsschulen und Erwachsenenbildungs-
institutionen gegründet. Weil diese sehr autonom 
agieren können, konnte durch die Etablierung 
der ROC eine bessere Anbindung an lokale Bedürf-
nisse sowie eine bessere Verzahnung von Aus- 
und Weiterbildung erreicht werden (Hoppe 2005: 
52). Auch in den Niederlanden wurden Branchen-
fonds zur Finanzierung der Berufs bildung einge-
führt, die aber vor allem der  Finan zierung der Wei-
terbildung und weniger der Erstausbildung dienen 
(Anderson/Hassel 2007: 19).

Zusammenfassend betrachtet weisen die Nie-
derlande und Dänemark gewisse Ähnlichkeiten 
auf, die die gute Performanz der Systeme erklären 
können: 
(1) fl exible Kombinationsmöglichkeiten zwischen 
betrieblicher und vollzeitschulischer/außerbetrieb-
licher Ausbildung;
(2) Verleihung von gleichwertigen, allgemein an-
erkannten Abschlüssen, unabhängig davon, wel-
chen Zweig ein Jugendlicher durchlaufen hat;
(3) enge und institutionalisierte Kooperation von 
Sozialpartnern und Berufsschulen auf lokaler 
Ebene;
(4) Verzahnung von Aus- und Weiterbildung.

Nationale Reformbeispiele: 
Das Hamburger Ausbildungsmodell

Das deutsche Berufsbildungssystem ist wie kaum 
ein anderes ein Experimentierlabor, z. B. zur Er-
probung neuer Ausbildungsordnungen, Förder-
programme, Übergangsstrukturen etc. Die föde-

ralistische Staatsstruktur stimuliert zudem den 
Wettbewerb zwischen Bundesländern im Aufl e-
gen neuer Programme und Fördermaßnahmen. 
Diese Dynamik hat einerseits wesentlich zur Un-
übersichtlichkeit und Fragmentierung des Über-
gangssystems beigetragen. Andererseits produ-
ziert das Experimentierlabor des deutschen Bil-
dungsföderalismus ab und an neue Ansätze, die 
auch über den konkreten regionalen Kontext 
 hinaus Verbreitung und Beachtung fi nden. Ein 
solches Beispiel möchte ich im Folgenden disku-
tieren: das Hamburger Ausbildungsmodell.3

Das Hamburger Modell geht zurück auf ein 
„Rahmenkonzept für die Reform des Übergangs-
systems Schule – Beruf“, entwickelt vom Ham-
burger Institut für Berufl iche Bildung (HIBB) und 
vorgestellt am 16. Juni 2009 (Schulz/Horsmann 
2010: 17). Es besteht im Wesentlichen aus drei 
Elementen: 1. der Verbesserung der Berufsorien-
tierung und -beratung in den letzten Jahren der 
allgemein bildenden Schule, 2. der Konzentration 
der Ausbildungsvorbereitung auf Jugendliche, die 
nicht ausbildungsreif sind, und 3. dem Hambur-
ger Ausbildungsmodell (siehe Abbildung 4). Das 
Hamburger Ausbildungsmodell, um das es hier 
hauptsächlich gehen soll, richtet sich an „Jugend-
liche, die trotz Ausbildungsreife und mehrfacher 
Bewerbungs- und Vermittlungsversuche keinen 
Ausbildungsplatz im dualen Ausbildungssystem 
gefunden haben“ (Behörde für Schule und Be-
rufsbildung 2009: 10). Das Hamburger Ausbil-
dungsmodell folgt hier eher dem dänischen als 
dem niederländischen Modell: Eine Vermittlung 
in reguläre betriebliche Ausbildung hat Vorrang. 
Jugendliche können erst in außerbetriebliche 
oder vollzeitschulische Ausbildungsgänge ein-
münden, wenn sie keinen Ausbildungsplatz fi n-
den, während sie in den Niederlanden die freie 
Wahl haben. Wichtig ist auch zu betonen, dass 
die Frage der Ausbildungsreife der Jugendlichen 
bereits geklärt ist, d.h. die Beseitigung individuel-
ler Bildungsdefi zite erfolgt zuvor in der Ausbil-
dungsvorbereitung. 

Wenn Jugendliche die beschriebenen Ein-
gangsvoraussetzungen erfüllen, können sie ihre 

3 Ein weiteres Beispiel, das hier aus Platzgründen nicht mehr ausführlicher diskutiert werden kann, wäre der „3. Weg in der Berufsausbil-
dung“ aus Nordrhein-Westfalen.
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Ausbildung entweder in der Berufsschule, bei 
 einem Träger oder in einem Betrieb aufnehmen. 
„Die Jugendlichen werden in anerkannten Aus-
bildungsberufen nach BBiG, HWO bzw. nach 
Landesrecht ausgebildet. Der Berufsschulunter-
richt fi ndet nach Möglichkeit auch im ersten Aus-
bildungsjahr in den Regelklassen des jeweiligen 
Ausbildungsberufs statt. Die Dauer kann je nach 
Ausbildungsberuf zwei, drei oder dreieinhalb 
Ausbildungsjahre betragen.“ (ebd.: 10) Das erste 

Jahr der Ausbildung erfolgt als Berufsqualifi ka-
tionsjahr (BQJ), damit auch die Möglichkeit der 
Nachvermittlung noch genutzt werden kann. 
Die Ausbildungsinhalte des ersten Jahres sind 
an  anerkannten Ausbildungsberufen ausgerich-
tet. Nach dem ersten Jahr kann noch der Über-
gang in eine reguläre betriebliche Ausbildung 
 erfolgen. Wenn dies nicht gelingt, wird die Aus-
bildung in einem öffentlich geförderten Pro-
gramm fortgesetzt.

Abbildung 4:

Das Hamburger Ausbildungsmodell

Quelle: DGB Niedersachsen 2012: 6.

Erläuterungen: HAM = Hamburger Ausbildungsmodell, StS = Stadtteilschule, GYM = Gymnasium, 
BG-GYM = Berufl iches Gymnasium, BFS vq = Vollqualifi zierende Berufsfachschule
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Ein wesentlicher Vorzug des Hamburger Aus-
bildungsmodells ist, dass Jugendlichen, denen 
trotz Ausbildungsreife und Bewerbungsbemühun-
gen ein Übergang in eine reguläre Ausbildung 
nicht gelingt, eine Alternative geboten wird, die 
zu einem anerkannten Berufsabschluss führt. 
 Allen Beteiligten ist klar, dass eine Vermittlung in 
reguläre Ausbildung Vorrang hat. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer an außerbetrieblichen 
Maßnahmen erhalten keine Ausbildungsvergü-
tung (sie können allerdings BAföG beantragen), 
d. h. sie haben einen sehr konkreten Anreiz, sich 
um einen betrieblichen Ausbildungsplatz zu be-
mühen. Befürchtungen, dass es hier zu einer Ver-
drängung der regulären durch vollzeitschulische 
Ausbildung kommen könnte, da diese weniger 
anstrengend sei, erscheinen also übertrieben. 
Wichtig beim Hamburger Ausbildungsmodell ist 
auch die Verzahnung zwischen den Berufsschu-
len und den (ursprünglich geplanten) Stadtteil-
schulen. An diesem Beispiel wird deutlich, dass 
eine Reform der Berufsbildung zusammen mit 
 einer Reform des allgemeinen Sekundarschulwe-
sens gedacht werden sollte. Die Abschaffung der 
Hauptschule und der Ausbau der Berufsorientie-
rung in den letzten Jahren der Stadtteilschulen 
erhöhen die Chancen, dass lernschwache Jugend-
liche schon früh eine konkrete Perspektive be-
kommen. 

Das Hamburger Modell ist getragen von 
 einem breiten gesellschaftlichen Konsens, orga-
nisiert in dem „Aktionsbündnis für Bildung und 
Beschäftigung“, bestehend aus Senat, Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Arbeitsagentur und team.arbeit.
hamburg (der lokalen ARGE) (vgl. Schulz/Hors-
mann 2010: 18). Der Beschluss zur Einführung 
des Modells erfolgte in der Hamburgischen Bür-
gerschaft einstimmig. Dies steht in bezeichnen-
dem Gegensatz zum „Nationalen Pakt für Ausbil-
dung und Beschäftigung“, an dem die Gewerk-
schaften nicht beteiligt sind. Außerdem zeigt 
dieses Beispiel, dass es durchaus möglich ist, kon-
sensuale Lösungen für strukturelle Innovationen 
zu bekommen. Der DGB Bezirk Niedersachsen – 
Bremen – Sachsen-Anhalt hat das Hamburger Aus-
bildungsmodell in einer Stellungnahme als „Vor-
bild“ bezeichnet (DGB Niedersachsen 2012: 1). 
Auch der Bundesvorstand des DGB verweist in 

seiner jüngsten Bildungsoffensive auf das Ham-
burger Ausbildungsmodell (DGB 2010a: 11; DGB 
2010b).

Reformperspektiven und Leitbild

Kann das Hamburger Ausbildungsmodell ein Re-
formmodell für ganz Deutschland sein? Welche 
strukturellen Veränderungen sind notwendig, um 
die Inklusionswirkung des deutschen Berufsbil-
dungssystems zu steigern und dabei die Stärken 
des dualen Systems zu erhalten? Wie stehen die 
Chancen der politischen Umsetzbarkeit struktu-
reller Reformen?

Zur Lösung des Inklusionsproblems lassen 
sich drei grundsätzlich unterschiedliche Wege 
unterscheiden (vgl. auch Gei et al. 2011). Der ers-
te Lösungsweg zielt auf die Beeinfl ussung des 
 betrieblichen Ausbildungsangebots in der Erwar-
tung, dass bei einem ausreichenden (Über-)An-
gebot an Ausbildungsplätzen irgendwann auch 
der letzte Altbewerber versorgt werden kann. Im 
 Ex tremfall könnten Unternehmen beispielsweise 
rechtlich gezwungen werden, Auszubildende ein-
zustellen. Weniger extreme Beispiele wären die 
Verpfl ichtung für Unternehmen, einen bestimm-
ten Teil der Ausbildungsplätze für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund bereitzustellen (Gei 
et al. 2011: 11). Der zweite Lösungsweg zielt auf 
die eher indirekte Stimulierung des Angebots an 
Ausbildungsplätzen, zum Beispiel durch die Ver-
besserung des Übergangsmanagements, die Stär-
kung der Berufsorientierung und -beratung in den 
allgemein bildenden Schulen oder den Ausbau von 
gezielten, ausbildungsbegleitenden Hilfen für die 
Inklusion lernschwacher Jugendlicher.

Beide Lösungswege haben eine Gemeinsam-
keit: Sie zielen auf die Ausweitung des betriebli-
chen Ausbildungsangebots. Die direkte Beeinfl us-
sung des betrieblichen Angebots ist jedoch ein 
starker Eingriff in die Autonomie der Unterneh-
men und wird auch in abgeschwächter Form 
schwer politisch umsetzbar sein (Gei et al. 2011: 
11). Wie oben erwähnt, besteht auch die Gefahr, 
dass die Unternehmen sich noch stärker aus der 
Ausbildung zurückziehen (oder stärker subven-
tioniert werden müssen), wenn die Ausbildung 
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nicht mehr als ökonomisch sinnvolle Investition, 
sondern als sozialpolitische Guttat betrachtet 
wird. Der zweite Weg, die indirekte Stimulierung 
des Angebots durch verschiedene Maßnahmen 
und Ansätze, ist im Prinzip derjenige, der faktisch 
seit der ersten Krise auf dem Ausbildungsstellen-
markt zu Anfang der 1980er Jahre beschritten 
wurde.4 Die Erfahrung hat gezeigt, dass dieser 
Weg vielleicht kurzfristig die Nachfragelücke re-
duzieren kann, langfristig die systemischen Prob-
leme aber nicht gelöst werden (s. o.). 

Daher erscheint es notwendig, einen dritten 
Lösungsweg zu gehen: den Aufbau eines vollzeit-
schulischen und/oder außerbetrieblichen Zweigs 
der berufl ichen Bildung. Gei et al. (2011) sprechen 
in diesem Zusammenhang von „Regelinklusion“ 
im Gegensatz zur marktgesteuerten Inklusion, in 
der das Ausbildungsangebot von letztlich durch 
Marktprozesse bestimmten betrieblichen Ent-
scheidungen abhängt. Bei der regelgesteuerten 
Inklusion hat jeder Jugendliche, der bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt („Ausbildungsreife“), ein 
Recht auf einen Ausbildungsplatz – entweder im 
Betrieb oder in einem außerbetrieblich/vollzeit-
schulisch organisierten Ausbildungsgang. Diese 
Perspektive nähert sich der Frage der Inklusion 
somit aus der Perspektive der Jugendlichen, nicht 
aus der betrieblichen Perspektive. So wie jeder 
Abiturient ein prinzipielles Anrecht auf ein Hoch-
schulstudium hat, sollte jeder Jugendliche ein 
Anrecht auf einen Ausbildungsplatz haben („Kein 
Abschluss ohne Anschluss!“, SPD 2011: 11). 

Das Leitbild bildungspolitischer Reformen 
sollte somit eine Perspektive widerspiegeln, die 
am Recht des individuellen Jugendlichen auf um-
fassende Aus- und Weiterbildung ansetzt. Das 
verfassungsrechtlich garantierte Prinzip der Be-
rufsfreiheit gilt auch und gerade für Jugendliche 
mit schwachen Bildungsqualifi kationen, d. h. 
diese müssen in die Lage versetzt werden, eigen-
ständig und selbstbestimmt berufl iche und bil-
dungsbezogene Entscheidungen zu treffen. Die 
von Arbeitsämtern gesteuerte „Versorgung“ von 

Jugendlichen im Übergangssystem fördert nicht 
diese berufl iche Eigenständigkeit. Bei der Über-
windung der Strukturschwächen des Übergangs-
systems geht es somit nicht nur oder nicht primär 
um die Vermeidung von volkswirtschaftlich in-
effi zienten Ausgaben (Werner et al. 2008), son-
dern um die Durchsetzung des emanzipatori-
schen Anspruchs auf echte Berufswahlfreiheit für 
Jugendliche. Die Erstausbildung sollte Jugendli-
chen nicht nur die auf dem Arbeitsmarkt notwen-
digen Fertigkeiten vermitteln, sondern im Sinne 
des nachhaltigen Lernens auch die Fähigkeit und 
Motivation zum „Lebenslangen Lernen“ sowie 
die im Zuge des Strukturwandels hin zur Dienst-
leistungs- und Wissensgesellschaft immer wich-
tiger werdenden sozialen und persönlichen Kom-
petenzen. Im Kern geht es also nicht nur um den 
Erhalt der „Beschäftigungsfähigkeit“ (employa-
bility) im ökonomischen Sinne, sondern um die 
dauerhafte „Maximierung von Beschäftigungs-
optionen“ (Kraus 2008: 17).

Konkrete Vorschläge

Welche strukturellen Veränderungen wären not-
wendig, um einen alternativen Berufsbildungs-
zweig aufzubauen? In einem Berufsbildungssys-
tem, das institutionell auf inkrementellen Wan-
del programmiert ist, sind groß angelegte Refor-
men schwer umzusetzen. Von daher müssen 
Reformen, wenn sie eine realistische Chance auf 
Umsetzung haben sollen, am bestehenden insti-
tutionellen und politischen Erbe ansetzen. Jedoch 
können auch scheinbare kleine Veränderungen 
langfristig große Folgewirkungen haben, wenn 
sie an kritischen Stellen vorgenommen werden, 
zumal durch die Novellierung des BBiG schon 
wichtige Fundamente gelegt wurden. 

Folgende Reformmaßnahmen könnten ef-
fektiv dazu beitragen, die Inklusionsproblematik 
zu lösen und die Stärken des dualen Systems zu 
bewahren:

4 Dies gilt nach 1990 vor allem für die westdeutschen Bundesländer, während in den neuen Bundesländern zunächst zögerlich, dann 
entschlossener außerbetriebliche Alternativen ausgebaut wurden.
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Öffnung der Kammerprüfung für 
vollzeitschulisch/außerbetrieblich Ausgebildete: 

Die Regelung des BBiG, die die Öffnung der Kam-
merprüfung für vollzeitschulisch oder außerbe-
trieblich Ausgebildete vorsah, sollte wieder in 
Kraft gesetzt und die Implementation auf Län-
derebene forciert werden. Diese institutionelle 
Weichenstellung ist kritisch, um die Möglichkeit 
eines alternativen Ausbildungszweigs zu schaf-
fen. Die Sozialpartner sollten weiter an der Aus-
arbeitung der entsprechenden Ausbildungsgänge 
beteiligt sein, um einen konkreten Praxisbezug 
sicherzustellen. Sie dürfen ihr Mitspracherecht 
aber nicht missbrauchen, um die Implementa-
tion dieser Regelung unnötig in die Länge zu zie-
hen (vgl. auch Dobischat 2010: 124). Warum die 
Sozialpartner, aber auch die Kammern, sich dieser 
Regelung so stark widersetzen, ist unklar. Es be-
steht in Form der sogenannten „Externenprü-
fung“ bereits eine allseits akzeptierte Möglichkeit, 
dass junge Erwachsene, die nicht eine reguläre 
Berufsausbildung durchlaufen, allerdings mehre-
re Jahre Berufserfahrung vorzuweisen haben, eine 
Kammerprüfung ablegen. Warum sollte diese 
Möglichkeit nicht auch für vollzeitschulisch Aus-
gebildete bestehen, zumal diese im Vergleich zu 
Un- oder Angelernten sogar einen nach didak-
tischen Kriterien gestalteten Ausbildungsgang 
durchlaufen haben? Die Befürchtung, dass Ju-
gendliche die vollzeitschulische der betrieblichen 
Ausbildung vorziehen würden, erscheint unbe-
gründet. Die duale Ausbildung ist bei den Ju-
gendlichen weiterhin sehr beliebt; außerbetrieb-
liche Alternativen sind allein schon deswegen 
weniger attraktiv, weil eine geringere oder gar 
 keine Ausbildungsvergütung gezahlt wird. In 
 Dänemark durchlaufen auch heute noch ledig-
lich ca. 13 Prozent aller Jugendlichen im Berufs-
bildungssystem den schulischen Zweig der beruf-
lichen Bildung (Juul/Jørgensen 2011: 296). Zu 
 einer umfassenden Verdrängung der betriebli-
chen Ausbildung ist es daher nicht gekommen. 
Die Bewerberbefragungen des BIBB haben ergeben, 
dass Jugendliche der betrieblichen Ausbildung stets 
den Vorzug gegenüber außerbetrieb licher oder 
vollzeitschulischer Ausbildung geben würden, 

letztere aber immer noch dem Übergangssystem 
vorziehen (Eberhard/Ulrich 2010: 152). 

Im Gegenteil: Neue Kombinationsmodelle 
der Lernorte Schule und Betrieb könnten die Aus-
bildung insbesondere für kleinere Betriebe wieder 
attraktiver machen. In der ersten Phase sind die 
Ausbildungskosten besonders hoch, da die Aus-
zubildenden noch wenig zur Produktion beisteu-
ern können. Die Netto-Ausbildungskosten sinken 
im Verlauf der Ausbildung, da Auszubildende 
auch Aufgaben von Fachkräften übernehmen 
können. Es ist durchaus möglich, dass kleinere 
Betriebe, für die die produktiven Erträge der Aus-
bildung wichtiger sind, bereit sind, Auszubilden-
de erst im zweiten oder dritten Jahr zu überneh-
men, wenn Auszubildende im Rahmen eines BGJ 
oder Ähnlichem bereits berufl iche Qualifi katio-
nen erhalten haben. Eine repräsentative Umfrage 
zu neuen Kombinationsmodellen unter Betrieben 
im Jahr 2007 hat ergeben, dass drei Viertel der 
Betriebe sich solche Modelle durchaus vorstellen 
können, vor allem, wenn die Praxisphasen ausrei-
chend lang sind (zum Beispiel die Kombination 
aus zweijähriger Berufsfachschule mit anschlie-
ßender Anrechnung auf betriebliche Ausbildung 
und einem 1- bis 1 ½-jährigem Ausbildungsver-
trag; vgl. Bellaire/Brandes 2008: 49). Es muss in 
diesem Punkt daher deutlich unterschieden wer-
den zwischen der Ebene der Interessen der Be-
triebe und der Eigeninteressen der offi ziellen Ver-
treter betrieblicher Interessen (Arbeitgeberver-
bände und Kammern), die in diesem Fall deutlich 
voneinander abweichen könnten.

Des Weiteren ist wichtig zu betonen, dass die 
schematische Unterscheidung zwischen dual-be-
trieblich organisierten Ausbildungsgängen einer-
seits und vollzeitschulischen Ausbildungsformen 
andererseits dazu verleitet, das tatsächliche Aus-
maß der praktischen Teile vollzeitschulischer oder 
außerbetrieb licher Ausbildungsgänge massiv zu 
unterschätzen. Wie Untersuchungen der Curri-
cula und des tatsächlichen Kompetenzerwerbs 
gezeigt haben, unterscheiden sich viele Schulbe-
rufe von dualen Ausbildungsberufen auch jetzt 
schon oft nur marginal voneinander (Dobischat 
et al. 2009: 144). Ein gutes Beispiel für eine for-
mal vollzeitschulische, faktisch aber mit hohen 
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Praxisanteilen versehene Berufsbildung sind die 
Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen.

Durch die Beteiligung der Sozialpartner an 
der Zulassung von vollzeitschulischen Ausbil-
dungsgängen zur Kammerprüfung kann sicher-
gestellt werden, dass genügend Praxisanteile ein-
gebaut werden. Eine Beteiligung der wichtigsten 
Akteure stellt außerdem sicher, dass die Ausbil-
dungsinhalte so aufeinander abgestimmt werden, 
dass fl exible Wechsel von dem außerbetrieblichen 
Zweig in die rein betriebliche Ausbildung und zu-
rück (z.B. wenn der Ausbildungsbetrieb bankrott 
geht) möglich sind (Severing 2009: 118). Außer-
dem verbleibt die zentrale Prüfungshoheit weiter-
hin bei den Kammern. Die Doppelfunktion der 
Kammern als „zuständige Stelle, die die Qualität 
der Berufsausbildung zu kontrollieren hat und als 
Lobbyverband der Unternehmen“ (Anbuhl/Gieß-
ler 2001: 8) birgt zwar die Gefahr von Loyalitäts-
konfl ikten. Nichtsdestotrotz können Kammern 
besser als rein staatliche Institutionen sicherstel-
len, dass Ausbildungs- und Prüfungsinhalte prak-
tisch relevant sind. Einer zu einseitigen Einfl uss-
nahme zu Gunsten der Arbeitgeber kann vorge-
beugt werden, indem die Beteiligungsmöglich-
keiten von Vertretern der Arbeitnehmer und der 
Berufsschulen ausgebaut werden.

Zusammenlegung unterschiedlicher 
Berufsschulformen und Ausbau der regionalen 
Lernortkooperation: 

Aufgrund der Dominanz der betrieblichen Aus-
bildung sind die Berufsschulen lange Zeit poli-
tisch vernachlässigt worden. Eine grundsätzliche 
Neuordnung ist hier überfällig. Diese sollte die 
Zusammenlegung unterschiedlicher Formen von 
Berufsschulen (Berufsschule, Berufsfachschule, 
Fachoberschule etc.) in einer gemeinsamen Insti-
tution zum Ziel haben. Dadurch würde die Ver-
zahnung zwischen Berufsvorbereitung, vollzeit-
schulischer/außerbetrieblicher Ausbildung und 
Weiterbildung einfacher. Die „Berufsschulen der 
Zukunft“ (BDA 2012) sollten auch die Kooperation 
zwischen den unterschiedlichen Lernorten auf 
der lokalen Ebene verbessern („regionale Initiati-

ven stärken“, vgl. SPD 2011: 12), zum Beispiel in-
dem Gewerkschaften, Arbeitgeber und Kammern 
in gemeinsamen Schulgremien vertreten sind 
(wie in Dänemark oder den Niederlanden). Um 
sicherzustellen, dass vollzeitschulische/außerbe-
triebliche Ausbildungsgänge genügend Praxisan-
teile haben, sollte die neue Berufsschule auch die 
Vernetzung mit den bereits bestehenden über- 
und außerbetrieblichen Ausbildungsstätten der 
lokalen Akteure wie Kammern, Fach- und Berufs-
verbände organisieren. 

Eine stärkere Verzahnung und Anbindung 
der betrieblichen Ausbildungspraxis an die Be-
rufsschulen würde außerdem neue Möglichkeiten 
eröffnen, eine duale Ausbildung mit dem Erwerb 
von allgemein bildenden Schulabschlüssen zu 
verbinden, wie z. B. in Österreich oder der 
Schweiz, aber auch in Nordrhein-Westfalen be-
reits möglich („Berufsabitur“). Dadurch könnte 
auch eine Verzahnung zwischen Erstausbildung 
und Weiterbildung im Sinne des nachhaltigen 
 lebenslangen Lernens besser geleistet werden. 
Umgekehrt muss allerdings auch eine zentrale 
Stärke des dualen Systems erhalten bleiben: der 
formal unbeschränkte Zugang. Dies steht im Ge-
gensatz zu einem Großteil der aktuell bestehen-
den vollzeitschulischen Ausbildungsangebote, 
die häufi g einen allgemein bildenden Schulab-
schluss voraussetzen. 

Die Stärkung der Rolle der Berufsschulen als 
Partner im dualen System und zentrale Anlauf-
stelle für Aus- und Weiterbildung eröffnet darüber 
hinaus Möglichkeiten, Berufsbilder zu entschla-
cken. Durch den strukturellen Wandel hin zur 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft wird 
auch die theoretische berufl iche Grundbildung 
wieder wichtiger, denn sie stellt sicher, dass Aus-
bildungsabsolventen nicht nur in der Lage sind, 
konkrete praktische Tätigkeiten auszuüben, son-
dern Lernprozesse eigenständig zu organisieren 
und fortzusetzen. Die Neuordnung von Ausbil-
dungsberufen sollte daher noch stärker als bisher 
das Prinzip der breit aufgestellten Kernberufe um-
setzen und überkommene Ausbildungsstrukturen 
reformieren. 
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Reform des Übergangssystems? 

Wie im Hamburger Modell sollte Jugendlichen 
grundsätzlich und sofern sie bei der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz nicht erfolgreich sind, 
die Möglichkeit offenstehen, eine vollwertige 
 Berufsausbildung bei einem schulischen oder 
 außerbetrieblichen Träger abzuschließen. Jugend-
liche mit Bildungsdefi ziten sollten gezielter geför-
dert werden und durch einen Ausbau der Berufs-
beratung und -vorbereitung in den allgemein 
bildenden Schulen besser vorbereitet werden. Der 
„Maßnahmendschungel“ des Übergangssystems 
muss gelichtet werden. In der Praxis haben sich 
vor allen Dingen diejenigen Maßnahmen und In-
strumente bewährt, die eine enge Anbindung an 
die betriebliche Praxis vorsehen (zum Beispiel die 
betriebliche Einstiegsqualifi zierung sowie ausbil-
dungsbegleitende Hilfen; vgl. Lex/Geier 2010: 182). 
Diese Schwerpunktsetzung gilt es fortzuführen 
und auszubauen. Hierbei muss allerdings darauf 
geachtet werden, dass es nicht zu Mitnahmeef-
fekten kommt. Eine strenge Qualitätskontrolle ist 
hier, wie im Ausbildungswesen insgesamt, uner-
lässlich, um späteren demotivierenden Ausbil-
dungsabbrüchen vorzubeugen (Ambuhl/Gießler 
2012).

Vor diesem Hintergrund soll dennoch an 
dieser Stelle betont werden, dass das Übergangs-
system angesichts der Herausforderung eigentlich 
Erstaunliches leistet. Ohne die arbeitsmarkt- und 
bildungspolitischen Maßnahmen des Übergangs-
systems wäre die offene Jugendarbeitslosigkeit 
in Deutschland wesentlich höher. (Umgekehrt 
könnte man natürlich argumentieren, dass das 
Übergangssystem das tatsächliche Ausmaß der 
Problematik des Ausbildungsstellenmarktes ver-
deckt.) Dennoch fokussieren viele Reformvor-
schläge der jüngeren Zeit zu stark auf die Proble-
me des Übergangssystems. Sicherlich müssen die 
Transparenz des Systems verbessert, die Fragmen-
tierung verringert und die Koordination ausge-
baut werden. Allerdings ist das Übergangssystem 
an sich nicht das Reformhindernis, sondern die 
Strukturen des Berufsbildungssystems, die das 
Übergangssystem erst notwendig gemacht haben. 
Die Priorität ist daher nicht, das Übergangssys-
tem zu reformieren, sondern es „auszutrocknen“, 

d. h. diejenigen Teile, die reine „Warte schleifen“-
Funktionen erfüllen, abbauen und die Teile, die 
sich bewährt haben, als notwendige Puffer zur 
Abfederung kurzfristiger Schwankungen am 
 Stellenmarkt beibehalten. Wenn ein vollwertiger 
alternativer Zweig der berufl ichen Bildung mit 
 offenen Zugangsmöglichkeiten etabliert wäre, 
würde auch die Größe des Übergangssystems 
zwangsläufi g abnehmen und die Maßnahmen 
könnten gezielter auf die tatsächlichen Bedürf-
nisse von noch nicht ausbildungsreifen  Jugend- 
 lichen abgestimmt werden.

Hierbei ist allerdings auch zu berücksich-
tigen, dass die Akteure, die Maßnahmen im Über-
gangssystem anbieten, inzwischen auch ein be-
trächtliches Eigeninteresse an dessen Fortbestand 
entwickelt haben. Einerseits ist dies sicherlich ein 
Reform-Hindernis (und wohl auch ein nicht un-
bedeutender Teil der Erklärung, warum das Sys-
tem so reformresistent ist). Andererseits liegen 
hier auch Chancen, denn zum Zweck des Aufbaus 
eines alternativen Zweigs der Berufsbildung kann 
hier auf eine bereits bestehende vielfältige Träger-
landschaft zurückgegriffen werden. 

Politische Umsetzbarkeit: Plädoyer für 
einen neuen Ausbildungspakt

Erfolgreiche Reformpolitik muss ein zentrales 
 Dilemma lösen: Auf der einen Seite sollten Refor-
men von einem möglichst breiten Konsens getra-
gen werden, damit in der Implementationsphase 
die Reformen auch tatsächlich umgesetzt werden 
und sie auch über den Wechsel von Regierungen 
und politischen Konstellationen hinaus Bestand 
haben. Auf der anderen Seite führen konsensuale 
Lösungen häufi g zu Lösungen des kleinsten ge-
meinsamen Nenners, auch wenn strukturelle Re-
formen notwendig wären. Eine genauere Analyse 
der Akteurskonstellationen und Interessen, wie 
sie in dieser Studie versucht wurde, kann aller-
dings dabei helfen, politische Konfl iktlinien bes-
ser zu verstehen und Möglichkeiten der Allianz-
bildung auszuloten.

Eine weitere hilfreiche Quelle zur Einschät-
zung der politischen Umsetzbarkeit von Refor-
men ist der BIBB-Expertenmonitor. Hier werden 
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regelmäßig etwa 500 Fachleute aus verschiedenen 
Bereichen des Berufsbildungssystems befragt. Im 
Jahr 2010 wurde eine Befragung zum Thema 
„Übergang Schule-Beruf“ zusammen von BIBB 
und Bertelsmann Stiftung durchgeführt (Gei et 
al. 2011; vgl. auch Autorengruppe BIBB/Bertels-
mann Stiftung 2011). Die Ergebnisse dieser Be-
fragung sind in vielerlei Hinsicht erhellend. Zu-
nächst ist interessant zu beobachten, dass eher 
inkrementelle Reformvorschläge (wie z. B. der 
Ausbau der Berufsberatung oder die Verbesserung 
der Transparenz im Übergangssystem), die die 
Dominanz der betrieblichen Ausbildung und des 
damit verbundenen Prinzips der „Marktinklu-
sion“ im Wesentlichen unangetastet lassen, die 
höchste Zustimmung erfahren (80 bis 90 Prozent 
der befragten Experten). Der Vorschlag, jedem 
ausbildungsreifen und -interessierten Jugendli-
chen einen Rechtsanspruch auf einen vollqualifi -
zierenden Ausbildungsplatz in einer Schule oder 
einer außerbetrieblichen Einrichtung zu gewäh-
ren, stößt hingegen nicht auf einhellige Zustim-
mung. Über alle Sektoren des Berufsbildungs-
systems hinweg wird er zwar von einer Mehrheit 
unterstützt (55 Prozent). Arbeitgeberverbände 
(10 Prozent Zustimmung) und Kammern (34 Pro-
zent) sind allerdings deutlich skeptischer als Ge-
werkschaften (63 Prozent), die Experten aus der 
Forschung (73 Prozent) oder aus überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten (73 Prozent). Interessanterwei-
se sind Betriebe auch deutlich weniger skeptisch 
als ihre organisierten Vertreter (48 Prozent). Nicht 
befragt wurden jedoch die eigentlich Betroffenen: 
die Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz. 

Mehr Unterstützung (58 Prozent aller Ex-
perten) erhält der Vorschlag, dass ausbildungsin-
teressierte, aber nicht -reife Jugendliche nach 
Schulabgang direkt einen vollqualifi zierenden 
Ausbildungsplatz erhalten sollen statt in das 
Übergangssystem einzumünden, wobei hierbei 
unklar bleibt, ob dieser Ausbildungsplatz auch 
außerbetrieblich bereitgestellt werden soll, wenn 
kein  betrieblicher Platz zur Verfügung steht. Noch 
mehr Zustimmung (68 Prozent aller Experten) 
gibt es zu der Idee, noch nicht ausbildungsreife 

 Jugendliche durch individuell zugeschnittene 
Angebote zur Ausbildungsreife zu führen und 
dies mit der Zusage zu verbinden, dass sie im An-
schluss einen Ausbildungsplatz erhalten. Die Zu-
stimmungsmuster sind ähnlich wie zuvor: Arbeit-
geberverbände und Kammern zeigen am wenigs-
ten Zustimmung (24 und 36 Prozent beim ersten 
Vorschlag; 32 und 51 Prozent beim zweiten), 
während Gewerkschaften sehr stark für die Vor-
schläge sind (85 Prozent in beiden Fällen). Be-
triebe sind allerdings längst nicht so ablehnend 
wie Kammern und Arbeitgeberverbände (50 Pro-
zent Zustimmung beim ersten, 61 Prozent Zu-
stimmung beim zweiten).5 Das Projekt „Berufs-
ausbildung 2015“ der Bertelsmann Stiftung hat 
gezeigt, dass die Zustimmung zu strukturellen 
 Reformen im Sinne der Etablierung eines zweiten 
vollzeitschulisch/außerbetrieblich organisierten 
Zweigs der Berufsbildung auch im Kreis einiger 
Länderregierungen Unterstützung erfährt (Ber-
telsmann Stiftung 2010: 2, 9 - 10). 

Die Analyse der Akteurskonstellationen im 
zweiten Teil dieser Studie, die Ergebnisse des 
BIBB-Expertenmonitors sowie die Erfahrung des 
Hamburger Ausbildungsmodells zeigen: Es ist 
durchaus möglich, eine breite, wenngleich nicht 
unbedingt universale Zustimmung für struktu-
relle Reformen des Berufsbildungssystems zu er-
reichen. Aus der Perspektive von Gewerkschaften 
und Sozialdemokratie muss es kurz- wie langfris-
tig darum gehen, die gegenwärtige Allianz zwi-
schen Wirtschaftsvertretern und Bundesregierung 
herauszufordern. 

Ein erster Schritt auf diesem Weg könnte die 
Neugestaltung und Neuaushandlung des Ausbil-
dungspaktes sein. Seit dieser kritischen Weichen-
stellung in der Agenda-Periode mussten die Ge-
werkschaften einen schleichenden Einfl ussverlust 
in der Neuordnungspolitik verkraften. Bei der 
Neuordnung von zweijährigen Ausbildungsberu-
fen verweigerten sie die Teilnahme, nicht aber bei 
anderen Neuordnungsverfahren. Auch beim Pro-
zess zur Schaffung des DQR haben die Gewerk-
schaften als ein Akteur unter vielen mitgewirkt. 
Die schleichende Machtverschiebung von insti-

5 Alle Zahlen stammen aus Gei et al. 2011: 11.
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tutionalisierten Formen der Interessenvermitt-
lung zu eher ad hoc konstruierten, netzwerkarti-
gen Innovationskreisen und Ausbildungspakten 
hat die Gewerkschaften zunehmend in eine 
Minderheitenposition gebracht. Um diesen Pro-
zess zu stoppen, sollten die Gewerkschaften auf 
die Suche nach neuen Bündnispartnern gehen, 
zum Beispiel im Handwerk, bei den Ausbildungs-
betrieben selbst oder im Bereich des Lehrperso-
nals von Schulen oder Trägern. Gewerkschaften 
sollten auch nicht davor zurückschrecken, mehr 
Druck auf die Arbeitgeberseite auszuüben, d. h. 
die latent vorhandene Konfl iktlinie zwischen So-
zialpartnern und Regierung zu aktivieren. 

Eine nachhaltige Lösung des Inklusions-
problems ist dann zu schaffen, wenn es gelingt, 
einen neuen Ausbildungspakt zwischen den we-
sentlichen Akteuren auszuhandeln. Bei diesem 

Pakt sollte es nicht um die Zahl zusätzlicher oder 
neuer Ausbildungsstellen gehen, sondern um 
grundlegende strukturelle Fragen. Wie bei Kom-
promissen üblich, muss dabei jede Seite etwas da-
zugeben. Die Arbeitgeber müssten akzeptieren, 
dass der Aufbau eines vollzeitschulischen bzw. 
außerbetrieblichen Zweigs in der berufl ichen Bil-
dung als subsidiäre Alternative unumgänglich 
ist. Die Gewerkschaften könnten im Gegenzug 
den Arbeitgebern mehr Flexibilität und Diffe-
renzierungsmöglichkeiten in der Ausgestaltung 
von Ausbildungsordnungen einräumen. Der Staat 
schließlich muss bereit sein, zur Reform der Berufs-
schulen und dem Aufbau des alternativen Zweigs 
die notwendigen Investitionen bereit zu stellen. 
Angesichts der hohen volkswirtschaftlichen Kos-
ten des Übergangssystems muss dies allerdings 
nicht unbedingt eine Negativrechnung sein.
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Gesprächskreis Sozialpolitik
Kapitaldeckung in der Krise
Die Risiken privater Renten- und Pfl ege-
versicherungen
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Soziale Gesundheitswirtschaft – 
Impulse für mehr Wohlstand 
WISO Diskurs

Gesprächskreis Arbeit und Qualifi zierung
Arbeit und Qualifi zierung in der Sozialen
Gesundheitswirtschaft
Von heimlichen Helden und blinden Flecken
WISO Diskurs

Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik
Versagende Märkte: Wer zahlt den Preis? 
WISO direkt

Arbeitskreis Dienstleistungen
Für eine soziale und ökologische 
Dienstleistungsinnovationspolitik
WISO direkt

Gesprächskreis Migration und Integration
Soziale Ungleichheit in der Einwanderungsgesellschaft
Kategorien, Konzepte, Einfl ussfaktoren
WISO Diskurs

Frauen- und Geschlechterforschung
Erfolgreiche Geschlechterpolitik
Ansprüche – Entwicklungen – Ergebnisse 
WISO Diskurs


